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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung von 
Straffreiheit 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat den Gesetzentwurf in seiner 117. Sitzung am 
18. Dezember 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
mit der aus der Anlage 2 ersichtlichen Begründung abgelehnt. Hier- 
bei hat er auch seine Ansicht zum Ausdruck gebracht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedürfe. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Straffreiheit 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Voraussetzungen der Straffreiheit 

S i 

Anwendungsbereich 

Für Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, 
die vor dem 1. Oktober 1953 begangen sind, 
wird nach den folgenden Vorschriften Straf- 
freiheit gewährt. 

S 2 

Straftaten infolge der Kriegs- oder 
Nachkriegsereignisse 

(1) Für Straftaten, bei denen ein Zusam- 
menhang mit den auf die Kriegs- oder Nach- 
kriegsereignisse zurückzuführenden außer- 
gewöhnlichen Verhältnissen besteht oder 
nicht auszuschließen ist, wird Straffreiheit 
nach den Absätzen 2 bis 4 gewährt. 

(2) Strafen, die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes rechtskräftig verhängt und noch 
nicht vollstreckt sind, werden erlassen, wenn 
sie in Freiheitsstrafe von nicht mehr als drei 
Monaten und Geldstrafe, bei der die Ersatz- 
freiheitsstrafe drei Monate nicht übersteigt, 
allein oder nebeneinander bestehen. 

(3) Anhängige Verfahren werden ein- 
gestellt, wenn keine schwerere Strafe als 
Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten und 
Geldstrafe, bei der die Ersatzfreiheitsstrafc 
drei Monate nicht übersteigt, allein oder 
nebeneinander, zu erwarten ist. Unter den- 
selben Voraussetzungen werden neue Ver- 
fahren nicht eingeleitet. 


(4) Straffreiheit wird nicht gewährt, wenn 
der Täter zur Zeit der Tat wegen Ver- 
brechen oder vorsätzlicher Vergehen mit 
Freiheitsstrafe von insgesamt mehr als einem 
Monat vorbestraft oder seine Unterbrin- 
gung in einem Arbeitshaus angeordnet war. 



(1) FürStraftaten, diebegangen worden sind, 
weil sich der Täter infolge der Kriegs- oder 
Nachkriegsereignisse in einer unverschuldeten 
wirtschaftlichen Notlage befunden hat oder 
weil er einer solchen Notlage anderer ab- 
helfen wollte, wird über § 2 hinaus Straf- 
freiheit gewährt, wenn keine schwerere 
Strafe als Freiheitsstrafe bis zu sechs Mo- 
naten und Geldstrafe, bei der die Ersatzfrei- 
heitsstrafe sechs Monate nicht übersteigt, 
allein oder nebeneinander, beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes rechtskräftig verhängt 
oder zu erwarten ist. 

(2) Straffreiheit nach dem Absatz 1 wird 
nicht gewährt, wenn der Täter zur Zeit der 
Tat wegen Verbrechen oder vorsätzlicher 
Vergehen mit Freiheitsstrafe von insgesamt 
mehr als drei Monaten vorbestraft oder seine 
Unterbringung in einem Arbeitshaus an- 
geordnet war. 

5 4 

Geldbußen und Geldstrafen bei Über- 
tretungen 

(1) Geldbußen wegen Ordnungswidrig- 
keiten (§ 21 Abs. 1) bis zu 10 000 DM, die 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes rechts- 
kräftig verhängt und noch nicht vollstreckt 
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sind, werden erlassen. Anhängige Verfahren 
werden eingestellt, wenn Geldbußen wegen 
Ordnungswidrigkeiten bis zu 10 000 DM zu 
erwarten sind. 

(2) Geldstrafen, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes rechtskräftig verhängt und 
noch nicht vollstreckt sind, werden erlassen, 
wenn die Tat nur als Übertretung strafbar 
ist. Anhängige Verfahren werden eingestellt, 
wenn die Tat nur als Übertretung strafbar 
und lediglich Geldstrafe zu erwarten ist. 

(3) Unter denselben Voraussetzungen 
werden neue Verfahren nicht eingeleitet. 


§ 5 


Steuer- und Monopolvergehen 

(1) Für Steuervergehen (§ 392 der Reichs- 

abgabenordnung) und Monopolvergehen 
(§§ 119 bis 126 des Gesetzes über das 

Branntweinmonopol) wird Straffreiheit nach 
diesem Gesetz nur unter den in den §§ 2, 3 
bezeichneten Voraussetzungen und nur bei 
Taten gewahrt, die nach den Vorschriften 
über 

Steuerordnungswidrigkeiten 

(§ 413 der Reichsabgabenordnung) oder 

Monopolordnungswidrigkeiten 

(§ 125 des Branntweinmonopolgesetzes) 

strafbar sind. Bei rechtskräftig verhängter 
Geldstrafe, die noch nicht in Freiheitsstrafe 
umgewandelt ist (§ 470 der Reichsabgaben- 
ordnung), kommt es auf die Flohe der zu 
erwartenden Ersatzfreiheitsstrafe an. 

(2) Zuwiderhandlungen gegen Art. IX des 
Anhangs zum Gesetz Nr. 64 der Militär- 
regierung vom 20. Juni 1948 (Bestandsauf- 
nahme — WiGBl. Beilage Nr. 4 S. 11) und 
gegen die entsprechenden Vorschriften der 
Länder der französischen Zone sind von der 
Straffreiheit nach diesem Gesetz ausge- 
schlossen. 


S 6 


Beleidigungen im politischen Meinungsstreit 

Für Beleidigungen, die im politischen 
Meinungsstreit begangen sind (§§ 95, 97, 
185, 186, 187, 187a des Strafgesetzbuchs) 
wird über die §§ 2, 3 hinaus Straffreiheit 
gewährt, wenn keine schwerere Strafe als 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten und 
Geldstrafe, bei der die Ersatzfreiheitsstrafe 


sechs Monate nicht übersteigt, allein oder 
nebeneinander, beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes rechtskräftig verhängt oder zu er- 
warten ist. 


§ 7 

Nachrichtentätigkeit 

(1) Für Straftaten, 

welche darauf gerichtet sind, zur Unterrich- 
tung der Öffentlichkeit über Angelegenhei- 
ten, mit denen Angehörige des öffentlichen 
Dienstes befaßt sind, Nachrichten mitzutei- 
len, zu beschaffen oder zu verbreiten, 
oder welche damit derart in Zusammenhang 
stehen, daß sie solche Taten vorbereiten, 
fördern, sichern oder decken sollten, 
wird über die §§ 2, 3 hinaus Straffreiheit 
gewährt, wenn keine schwerere Strafe als 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren und Geld- 
strafe, allein oder nebeneinander, beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes rechtskräftig 
verhängt oder zu erwarten ist. 

(2) Straffreiheit nach dem Absatz 1 wird 
nur für Straftaten gewährt, die nach den 
Vorschriften über 

Angriffe gegen die öffentliche Ordnung 
(SS 123, 124, 132, 132 a, 133, 136, 137 des 
Strafgesetzbuchs), 

Diebstahl und Unterschlagung 

(SS 242 bis 248 c des Strafgesetzbuchs), 

Begünstigung und Fiehlerei 

(S§ 257 bis 261 des Strafgesetzbuchs), 

Betrug und Untreue 

(SS 263 bis 266 des Strafgesetzbuchs), 

Urkundenfälschung 

(§S 267 bis 281 des Strafgesetzbuchs), 

Verletzung der Amtspflicht 

(SS 331, 333, 348 bis 351, 353 b, 353 c, 354, 

355, 357 des Strafgesetzbuchs), 

nach den SS 2, 4, 6 und 7 der Verordnung 
gegen Bestechung und Geheimnisverrat 
nichtbeamteter Personen in der Fassung 
vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) 
oder 

nach den SS 20, 21 des Reichsgesetzes über 
die Presse und den entsprechenden Vor- 
schriften der Landesgesetze 

strafbar sind. 
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ZWEITER ABSCHNITT 


S § 

Taten während des staatlichen Zusammen- 
bruchs 

(1) Für Straftaten, die der Täter unter 
dem Einfluß der außergewöhnlichen Verhält- 
nisse des staatlichen Zusammenbruchs in der 
Zeit zwischen dem 1. Oktober 1944 und dem 
31. Juli 1945 in einem wirklichen oder ver- 
meintlichen Pflichtenwiderstreit' begangen 
hat, in dem er einen Befehl ausführen oder 
eine Amts-, Dienst- oder Rechtspflicht er- 
füllen zu müssen glaubte, wird über die §§ 2, 3 
hinaus Straffreiheit gewährt, wenn keine 
schwerere Strafe als Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren und Geldstrafe, allein oder 
nebeneinander, beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes rechtskräftig verhängt oder zu er- 
warten ist. 

(2) Straffreiheit nach dem Absatz 1 wird 
nicht gewährt, wenn der Täter sich bei der 
Tat gewissenlos über die höhere Rechts- 
pflicht hinweggesetzt hat. 

§ 9 

Verschleierung des Personenstandes 

(1) Für Straftaten, die zur Verschleierung 
des Personenstandes aus politischen Gründen 
begangen worden sind, wird über die §§ 2, 3 
hinaus Straffreiheit gewährt, wenn keine 
schwerere Strafe als Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren und Geldstrafe, allein oder neben- 
einander, beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
rechtskräftig verhängt oder zu erwarten ist. 

(2) Ohne Rücksicht auf die Höhe der 
Strafe wird Straffreiheit gewährt, wenn der 
Täter freiwillig frühere unwahre Angaben 
über die persönlichen Verhältnisse des Be- 
troffenen gegenüber einer Behörde berichtigt 
hat, oder wenn er sie nach dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes spätestens bis zum 1 . Juli 
1954 freiwillig gegenüber der Polizeibehörde 
seines Wohnsitzes oder gewöhnlichen Auf- 
enthaltsortes gemäß den polizeilichen Melde - 
Vorschriften berichtigt. Dies gilt auch für 
Taten, die nach dem Stichtag (§ 1) fort- 
dauern. 

(3) Befindet sich der Täter beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes nicht in dessen Gel- 
tungsbereich oder ist er an der Einhaltung 
der Frist ohne eigenes Verschulden verhin- 
dert, so endet die Frist des Absatzes 2 erst 
sechs Monate, nachdem er den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes betreten hat oder das 
Hindernis weggefallen ist. 


Gemeinsame Vorschriften 


§ 10 

Ausschluß von der Straffreiheit 

(1) Ausgeschlossen von der Straffreiheit 
nach diesem Gesetz sind 

Hochverrat 

(§§ 80 bis 84 des Strafgesetzbuchs), 
Staatsgefährdung 

(§§ 89 bis 94, 96 des Strafgesetzbuchs), 
Landesverrat 

(§§ 100 bis 100 f des Strafgesetzbuchs), 

Beteiligung an verbotenen Vereinigungen 
(§§ 49 b, 128, 129, 129 a des Strafgesetz- 
buchs), 

Mord und Totschlag 
(§§ 211 bis 213 des Strafgesetzbuchs), 
jedoch Totschlag nicht in den Fällen des 
§ 8 , 

Verschleppung und politische Verdächti- 
gung 

(§§ 234 a, 241a des Strafgesetzbuchs, § 1 
des Berliner Gesetzes über die Verschlep- 
pung von Personen aus den Berliner West- 
sektoren vom 12. September 1949 [VB1. 
S. 331], §§ 1, 2 des Berliner Gesetzes zum 
Schutze der persönlichen Freiheit vom 
14. Juni 1951 [GVBl. S. 417]), 

Raub und räuberische Erpressung 
(§§ 249 bis 252, 255 des Strafgesetzbuchs), 
schwere Bestechlichkeit und Richter- 
bestechung 

(§§ 332, 334 des Strafgesetzbuchs, § 3 der 
Verordnung gegen Bestechung und Ge- 
heimnisverrat nichtbeamteter Personen in 
der Fassung vom 22. Mai 1943 [RGBl. I 
S. 351]), 

Vergehen, die gegen Vorschriften zur 
Sicherung des Straßenverkehrs verstoßen 
oder mit einem solchen Verstoß verbunden 
sind, 

unterlassene Verbrechensanzeige 
(§ 138 des Strafgesetzbuchs und § 3 des 
Berliner Gesetzes zum Schutze der persön- 
lichen Freiheit vom 14. Juni 1951 [GVBl. 
S. 417]) 

und Volltrunkenheit (§ 330 a des Straf- 
gesetzbuchs), wenn sie sich auf eine der 
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vorstehend bezeichneten mit Strafe be- 
drohten Handlungen beziehen. 

(2) Von der Straffreiheit sind ferner Straf- 
taten ausgeschlossen, die auf Gewinnsucht 
beruhen oder bei denen die Art der Ausfüh- 
rung oder die Beweggründe eine gemeine 
Gesinnung des Taters erkennen lassen. 


und auf gesetzliche Nebenfolgen. Er er- 
streckt sich ferner auf rückständige Bußen, 
die in die Staatskassen oder in die Kasse einer 
gemeinnützigen Einrichtung fließen, und auf 
rückständige Kosten, auch wenn die Strafe 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits voll- 
streckt war. 


§ 11 

Ausschluß von Vorstrafen 

Vorstrafen, die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes getilgt oder tilgungsreif sind oder 
der beschränkten Auskunft unterliegen, blei- 
ben bei der Prüfung, ob die Straffreiheit 
nach diesem Gesetz durch Vorstrafen aus- 
geschlossen wird, außer Betracht. Dies gilt 
für die Anordnung der Unterbringung in 
einem Arbeitshaus entsprechend. 


§ 12 


Zusammentreffen mehrerer Straftaten 


(1) Hat der Täter mehrere selbständige 
Handlungen begangen, die einzeln unter 
dieses Gesetz fallen, so kommt es für die 
Straffreiheit auf die Höhe der erkannten 
oder zu bildenden Gesamtstrafe und, soweit 
eine Gesamtstrafe nicht zu bilden ist, auf die 
Summe der Freiheitsstrafen oder Ersatz- 
freiheitsstrafen an. 

(2) Enthält eine Gesamtstrafe eine Einzel - 

strafe wegen einer Straftat, für die Straf- 
freiheit gewährt wird, oder mehrere solche 
Einzelstrafen, so ist die Gesamtstrafe ange- 
messen herabzusetzen. Die Entscheidung 
(§ 458 der Strafprozeßordnung) darüber 

wird von dem Gericht erlassen, das für die 
Entscheidungen über die Einzelstrafen zu- 
ständig ist. 

(3) Ist eine Gesamtstrafe aus Einzelstrafen 
zu bilden, von denen nur die eine unter 
dieses Gesetz fällt, so bleibt sie bei der Bil- 
dung der Gesamtstrafe außer Betracht. 
Mehrere solche Einzelstrafen bleiben unbe- 
rücksichtigt, wenn für eine aus ihnen zu 
bildende Gesamtstrafe nach diesem Gesetz 
Straffreiheit gewährt werden würde. 


§ 13 


Nebenstrafen und Nebenfolgen 


Der Straferlaß erstreckt sich auf Neben- 
strafen, soweit sie noch nicht vollstreckt sind, 


§ 14 

Besondere Maßnahmen 

(1) Maßregeln der Sicherung und Besserung 
sowie Einziehung, Ersatzeinziehung, Un- 
brauchbarmachung, Verfallerklärung und 
Abführung des Mehrerlöses werden von dem 
Straferlaß und der Einstellung des Ver- 
fahrens nicht berührt. Dasselbe gilt für die 
Befugnis zur Beseitigung eines gesetzwidrigen 
Zustandes. 

(2) Die im Absatz 1 bezeichneten Maß- 
nahmen werden in einem selbständigen Ver- 
fahren angeordnet. 

(3) Über die Anordnung von Maßregeln 
der Sicherung und Besserung kann im selb- 
ständigen Verfahren nur auf Grund münd- 
licher Verhandlung durch Urteil entschieden 
werden. Für das selbständige Verfahren gilt 
§ 429 b Abs. 1, 2 der Strafprozeßordnung 
über das Sicherungsverfahren sinngemäß. 

(4) Das selbständige Verfahren zur An- 
ordnung der Einziehung, Ersatzeinziehung, 
Unbrauchbarmachung, Verfallerklärung, Ab- 
führung des Mehrerlöses und Beseitigung 
eines gesetzwidrigen Zustandes richtet sich 
nach den §§ 430 bis 432 der Strafprozeß- 
ordnung. Bei Ordnungswidrigkeiten ist § 26 
Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten maßgebend. 

(5) Anhängige oder künftig eingeleitete 
Verfahren werden weitergeführt, soweit sie 
die Anordnung der im Absatz 1 bezeichneten 
Maßnahmen betreffen. In solchen Verfahren 
kann über die Anordnung der Maßnahmen 
durch Beschluß entschieden werden, wenn 
dies in einem selbständigen Verfahren zu- 
lässig wäre. 


§ 15 


Sondervorschriften für Jugendliche 
und Heranwachsende 


(1) Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel 
nach dem Jugendgerichtsgesetz mit Aus- 
nahme des Jugendarrestes werden durch die- 
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ses Gesetz nicht berührt. Ist eine Jugend - 
strafe, die zur Bewährung ausgesetzt war, 
nach diesem Gesetz erlassen, so bleiben die 
für die Bewährungszeit angeordneten Bewäh- 
rungsauflagen als selbständige Erziehungs- 
maßregeln oder Zuchtmittel bestehen. 

(2) Jugendarrest, der beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes rechtskräftig verhängt und 
noch nicht vollstreckt ist, wird erlassen, 
wenn nach diesem Gesetz für Freiheitsstrafe 
von gleicher Dauer Straffreiheit gewährt 
werden würde. 

(3) Wäre nach diesem Gesetz ein anhän- 
giges oder künftig eingeleitetes Strafverfah- 
ren gegen Jugendliche oder Heranwachsende 
einzustellen, so kann es mit dem Ziel fort- 
gesetzt werden, Erziehungsmaßregeln oder 
Zuchtmittel anzuordnen. Auf Jugendarrest 
darf nicht erkannt werden, wenn nach die- 
sem Gesetz für Freiheitsstrafe von gleicher 
Dauer Straffreiheit gewährt werden würde. 

(4) Hat der Täter mehrere selbständige 
Handlungen begangen und ist einheitlich 
Jugendarrest oder Jugendstrafe verhängt 
oder zu verhängen (§ 31 des Jugendgerichts 
gesetzes), so gilt § 12 sinngemäß. Für nach- 
trägliche Entscheidungen (§ 12 Abs. 2) ist 
das Gericht zuständig, das einheitlich Jugend- 
arrest oder Jugendstrafe verhängt hat. 


§ 16 

Verfahrensvorschriften für Strafverfahren 

(1) Über die Einstellung eines vorbereiten- 
den Strafverfahrens entscheidet auf Antrag 
eines Beteiligten das Gericht, das für das 
Hauptverfahren zuständig wäre. Gegen den 
Beschluß ist sofortige Beschwerde zulässig. 

(2) Wird ein gerichtlich anhängiges Straf- 
verfahren vor der Eröffnung des Hauptver- 
fahrens auf Grund dieses Gesetzes durch Be- 
schluß eingestellt, so steht der Staatsanwalt- 
schaft die sofortige Beschwerde zu. Der Be- 
schluß, der die Anwendbarkeit dieses Ge- 
setzes verneint, ist nicht anfechtbar. 

(3) Ist ein Strafverfahren durch einen nicht 
mehr anfechtbaren Gerichtsbeschluß auf 
Grund dieses Gesetzes eingestellt worden, 
so kann wegen der Tat nur auf Grund neuer 
Tatsachen oder Beweismittel Anklage er- 
hoben werden. 

(4) Über Einwendungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes gegen die Zulässigkeit der 


Vollstreckung eines rechtskräftigen Straf- 
oder Beschwerdebescheides oder einer Unter- 
werfung (§§ 445, 447, 452 der Reichs- 
abgabenordnung) erhoben werden, entschei- 
det das Gericht, das nach der Reichsabgaben- 
ordnung für die gerichtliche Entscheidung 
nach einem Strafbescheid zuständig wäre. 
Gegen den Beschluß ist sofortige Beschwerde 
zulässig. 


§ 17 


Verfahrensvorschriften für Bußgeldverfahren 

(1) Über die Einstellung eines nicht ge- 
richtlich anhängigen Bußgeldverfahrens und 
über Einwendungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes gegen die Zulässigkeit der Voll- 
streckung eines rechtskräftigen Bußgeld- 
bescheides oder einer Unterwerfung erhoben 
werden, entscheidet auf Antrag eines Betei- 
ligten das Gericht, das für die Entscheidung 
über einen Bußgeldbescheid zuständig wäre. 
Gegen den Beschluß ist sofortige Beschwerde 
zulässig. 

(2) Wird ein gerichtlich anhängiges Buß- 
geldverfahren auf Grund dieses Gesetzes ein- 
gestellt, so steht der Verwaltungsbehörde die 
sofortige Beschwerde zu. Der Beschluß, der 
die Anwendbarkeit dieses Gesetzes vor der 
Entscheidung über den Bußgeldbescheid ver- 
neint, ist nicht anfechtbar. 

(3) Ist ein Bußgeldverfahren durch einen 
nicht mehr anfechtbaren Gerichtsbeschluß 
auf Grund dieses Gesetzes eingestellt worden, 
so kann wegen der Tat nur auf Grund neuer 
Tatsachen oder Beweismittel ein Bußgeld- 
bescheid erlassen oder Anklage erhoben 
werden. 


§ 18 

Antrag auf Durchführung des Verfahrens 

(1) Wird ein wegen Verbrechens oder 
Vergehens gerichtlich anhängiges Verfahren 
außerhalb der Hauptverhandlung auf Grund 
dieses Gesetzes eingestellt, so kann der An- 
geschuldigte, der seine Unschuld geltend 
macht, die Fortsetzung des Verfahrens be- 
antragen. Zieht das Gericht in der Haupt- 
verhandlung die Einstellung eines solchen 
Verfahrens in Erwägung, so ist dem Ange- 
klagten Gelegenheit zur Stellung des An 
träges zu geben. Das Gericht kann die 
Hauptverhandlung aussetzen. 
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(2) Der Antrag kann nur binnen einer 
Woche nach der Bekanntgabe des Einstel- 
lungsbeschlusses, in der Hauptverhandlung 
nur bis zur Beendigung der Schlußvorträge 
gestellt werden. Für die Antragsbefugnis und 
die Zurücknahme des Antrages gelten die 
§§ 297 bis 299, 302, 303 der Strafprozeß- 
ordnung entsprechend. Gegen den Beschluß, 
der den Antrag auf Fortsetzung des Verfah- 
rens ablehnt, ist sofortige Beschwerde zu- 
lässig. 

(3) Wird der Antrag rechtzeitig gestellt, 
so ist das Verfahren nach den allgemeinen 
Verfahrensvorschriften fortzusetzen. Wäre 
der Angeklagte bei Nichtanwendung dieses 
Gesetzes freizusprechen, so wird auf Frei- 
sprechung erkannt. 

(4) Wird das fortgesetzte Verfahren auf 
Grund dieses Gesetzes eingestellt, so hat der 
Angeklagte die notwendigen Auslagen der 
Beteiligten und die durch die Fortsetzung 
des Verfahrens entstandenen Kosten wie ein 
Verurteilter zu tragen. 

§ 19 

Kosten bei Privatklage und Nebenklage 

(1) War das nach diesem Gesetz einge- 
stellte Verfahren auf Privatklagc eingeleitet, 
so werden die Kosten des Verfahrens nieder- 
geschlagen. Die dem Privatkläger und dem 
Beschuldigten erwachsenen notwendigen Aus- 
lagen kann das Gericht angemessen verteilen 
oder nach pflichtgemäßem Ermessen einem 
der Beteiligten auferlegen. 

(2) Für die Nebenklage gelten diese Vor- 
schriften entsprechend. 

§ 20 

Strafregister 

(1) Strafregistervermerke über Verurtei- 
lungen wegen Wirtschaftsstraftaten (§ 21 
Abs. 2) werden getilgt, wenn die Verurtei- 
lung 

1. vor dem 8. Mai 1945 ergangen und Frei- 
heitsstrafe bis zu drei Jahren und Geld- 
strafe, allein oder nebeneinander, verhängt 
worden ist, 

2. vor dem 31. Dezember 1949 ergangen und 
Gefängnisstrafe bis zu einem Jahr, Haft 
und Geldstrafe, allein oder nebeneinander, 
verhängt worden ist. 


Dies gilt nicht, wenn der Täter zugleid; 
wegen anderer Straftaten oder Rechtsver- 
letzungen verurteilt worden ist. 

(2) Strafregistervermerke über Verurtei- 
lungen durch Spruchgerichte auf Grund der 
Verordnung Nr. 69 der Britischen Militär- 
regierung (Amtsbl. Brit. Mil.-Reg. S. 405) 
werden getilgt, wenn Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren, Vermögenseinziehung und 
Geldstrafe, allein oder nebeneinander, ver- 
hängt worden ist. Enthält eine Gesamtstrafe 
eine Einzelstrafe auf Grund einer solchen 
Verurteilung, so wird die Tilgung und die 
Art ihres Vollzuges unter den in Satz 1 be- 
zeichneten Voraussetzungen von der Behörde 
angeordnet, die nach § 8 des Gesetzes über 
beschränkte Auskunft aus dem Strafregister 
und die Tilgung von Strafvermerken zu- 
ständig ist. 

(3) Wird das Strafregister außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes geführt, so 
stellt die Strafvollstreckungsbehörde auf An- 
trag des Verurteilten fest, ob die Voraus- 
setzungen der Tilgung nach den Absätzen 1, 2 
erfüllt sind. Ist eine Strafvollstreckungs- 
behörde im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
nicht zuständig, so obliegt die Feststellung 
der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht, 
in dessen Bezirk sich der Wohnsitz oder ge- 
wöhnliche Aufenthaltsort des Verurteilten 
befindet. Ist der Strafregistervermerk zu 
tilgen, so ist dies dem Bundesstrafregister 
mitzuteilen. Die Eintragung im Bundesstraf- 
register steht der Tilgung im Strafregister 
gleich. 

§ 21 

Begriffsbestimmungen 

(1) Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 4 
sind Handlungen, auf die das Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten vom 25. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177) nach dessen 
§ 3 anwendbar ist oder die Vorschriften des 
Wirtschaftsstrafgesetzes in der Fassung vom 
26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) über Ord- 
nungswidrigkeiten anwendbar waren. 

(2) Wirtschaftsstraftaten im Sinne des § 20 
sind strafbare Zuwiderhandlungen gegen 

1. die §§ 1 bis 5 und 7 bis 21 des Wirtschafts- 
strafgesetzes vom 26. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 193), 

2. die Vorschriften, die in § 102 des in Nr. 1 
bezeichneten Wirtschaftsstrafgesetzes und 
§ 34 des Bewirtschaftungsnotgesetzes vom 
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30. Oktober 1947 (WiGBl. 1948 S. 3) auf- 
geführt sind, 

3. das Gesetz gegen Preistreiberei vom 28. Ja- 
nuar 1949 (WiGBl. S. 11), 

4. § 11 des Energienotgesetzes vom 10. Juni 
1949 (WiGBl. S. 87), 

5. die Vorschriften, die in § 104 des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes vom 17. Oktober 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697) aufgeführt 
sind, 

6. das Kontrollratsgesetz Nr. 50 (Amtsbl. 
Kontrollrat S. 266) und die Verordnungen 
Nr. 14 der Amerikanischen und Nr. 89 der 
Britischen Militärregierung (Amtsbl. der 
Amerikanischen Militärregierung E S. 6; 
Amtsbl. der Britischen Militärregierung 
S. 533), 

7. sonstige Vorschriften über Wirtschaftslen- 
kung und Wirtschaftsüberwachung, insbe- 
sondere über die Bewirtschaftung und 
Marktregelung auf dem Gebiete der ge- 


Begrü 

Erster Teil 
I. 

Einleitung 

Das Gesetz über die Gewährung von Straf- 
freiheit vom 31. Dezember 1949 (BGBl. S. 37) 
hatte den Sinn, auf dem Gebiet der Straf- 
rechtspflege den Schlußstrich unter eine 
chaotische Zeit zu ziehen, die mit der Bildung 
der Bundesrepublik abgeschlossen war. Nach 
dem Zusammenbruch der Reichsgewalt hatte 
es die Gesetzgebung verschiedener Länder 
unternommen, durch Straffreiheitsgesetze den 
dringendsten Bedürfnissen nach Befriedung 
und Überwindung vergangener Rechtsver- 
wirrung und Unordnung Rechnung zu tra- 
gen. Solche Straffreiheitsgesetze der Länder 
sind in Bayern (Gesetz Nr. 97 über die Ge- 
währung von Straffreiheit anläßlich des Jah- 
restages des Inkrafttretens der bayerischen 
Verfassung vom 24. Januar 1948, GVBl.S. 3), 
Bremen (Gesetz über die Gewährung von 
Straffreiheit vom 6. Dezember 1948, GBl. 

S. 234), Hessen (Gesetz über die Gewährung 
von Straffreiheit vom 19. Juni 1947, GVBl. 

S. 36), Lindau (Rechtsanordnung über die 


werblichen Wirtschaft, der Verkehrswirt- 
schaft, der Landwirtschaft, der Ernährung 
und der Forstwirtschaft. 


DRITTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 22 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 23 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem auf seine Ver- 
kündung folgenden Tag in Kraft. 


n d u n g 

Gewährung von Straffreiheit für den bayer. 
Kreis Lindau vom 30. September 1948, Amts- 
bl. Nr. 75), Rheinland-Pfalz (Gesetz über die 
Gewährung von Straffreiheit vom 18. Juni 
1948, VOBl. S. 283) und Württemberg-Baden 
(Gesetz Nr. 210 über die Gewährung von 
Straffreiheit vom 8. Mai 1947, Reg. Bl. S. 39) 
ergangen. 

Das Bundesgesetz über die Gewährung von 
Straffreiheit vom 31. Dezember 1949 (BGBl. 
S. 37) konnte dem Bedürfnis nach einer Be- 
reinigung der Vergangenheit auf dem Ge- 
biet der Strafrechtspflege jedoch nur lücken- 
haft entsprechen. Bei seinem Erlaß dehnte 
sich die Gerichtsbarkeit der Besatzungs- 
mächte, deren Urteile durch ein Straffreiheits- 
gesetz der Bundesrepublik weder damals noch 
heute berührt werden können, noch auf Sach- 
gebiete aus, die heute im weiten Umfange 
der deutschen Gerichtsbarkeit unterstehen. 
So sind z. B. erst nach dem Jahre 1949 die 
Devisenzuwiderhandlungen in die deutsche 
Gerichtsbarkeit übergegangen. Das Straffrei- 
heitsgesetz von 1949 mußte auch davon ab- 
sehen, gewisse Tatbestände von politischer 
Bedeutung zu erfassen, da damals noch mit 
Einwendungen der Besatzungsmächte gerech- 
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net werden mußte, deren Zustimmung zu 
jenem Gesetz nach der ursprünglichen Fas- 
sung des Besatzungsstatuts erforderlich war. 
Die politische Entwicklung hat inzwischen 
den Weg freigemacht, diese Lücken des ersten 
Straffreiheitsgesetzes zu schließen. 

Die Erfahrungen haben gezeigt, daß die Nach- 
kriegsentwicklung mit dem Jahre 1949 nicht 
abgeschlossen war. Erst in den folgenden Jah- 
ren einer mühevollen, aber erfolgreichen Auf- 
bauarbeit konnten die ideellen und materiel- 
len Trümmer aus dem Zusammenbruch der 
Lebensgrundlagen von Millionen im wesent- 
lichen fortgeräumt werden. So haben auch in 
den Jahren nach 1949 in manchen Lebensbe- 
reichen außergewöhnliche Verhältnisse be- 
standen, unter deren Einfluß nicht nur ent- 
wurzelte und aus der Bahn geworfene, son- 
dern auch rechtlich denkende Menschen mit 
den Gesetzen in Konflikt gerieten. In Zeiten, 
die sich durch innere Festigkeit der politi- 
schen, wirtschaftlichen und sozialen Verhält- 
nisse auszeichnen, ist es bedenklich, durch den 
außerordentlichen Eingriff eines Straffrei- 
heitsgesetzes den Schuldigen der verdienten 
Strafe zu entziehen, weil dadurch das allge- 
meine Rechtsbewußtsein verletzt und das 
Vertrauen der Staatsbürger in den Schutz 
durch die staatlichen Gesetze erschüttert 
werden kann. Solche gefestigten Verhältnisse 
haben aber in der Bundesrepublik in den Jah- 
ren auch nach 1949 nicht durchweg bestan- 
den und sind erst allmählich geschaffen wor- 
den. Nach einem Gesundungs- und Wieder- 
aufbauprozeß, wie ihn die Bundesrepublik in 
den vergangenen Jahren erlebt hat, muß da- 
her sorgfältig abgewogen werden, ob das Ge- 
samtinteresse an einer Befriedung nicht den 
Vorrang vor der Durchsetzung von Straf- 
drohungen in jedem Einzelfall hat. In dem 
Rahmen, der durch die Vorschriften des Ent- 
wurfs gezogen wird, bedeutet die Gewährung 
von Straffreiheit eine gesetzgeberische Maß- 
nahme, durch die ein wesentlicher Beitrag 
zur Befriedung und Versöhnung geleistet 
werden kann. Inzwischen überholte Restbe- 
stände von Zuwiderhandlungen aus den ver- 
gangenen Jahren, in denen wir uns aus einem 
unübersehbaren Zusammenbruch zu einer Be- 
ruhigung und Festigung der politischen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse und 
damit zu den wesentlichen Voraussetzungen 
gesicherter staatlicher Ordnung hindurchge- 
arbeitet haben, können dadurch aus der Welt 
geschafft werden. 

Aus diesen Gedankengängen ergibt sich, daß 
im Gegensatz zum Straffreiheitsgesetz von 


1949, das eine allgemeine Straffreiheit für 
Freiheitsstrafen bis zu sechs Monaten und ent- 
sprechende Geldstrafen gewährte und dar- 
über hinaus Gefängnisstrafen bis zu einem Jahr 
bedingt erließ, heute ein Anlaß für eine all- 
gemeine Amnestie nicht mehr besteht. Die 
überwiegende Zahl der Straftaten, mit denen 
die Strafrechtspflege z. Z. befaßt ist, weist 
keinen Zusammenhang mit den durch den 
Krieg und die Nachkriegszeit geschaffenen 
außergewöhnlichen Verhältnissen mehr auf, 
sondern gehört zum normalen Erscheinungs- 
bild der Kriminalität. Es wäre ungerechtfer- 
tigt, die Täter solcher Straftaten straffrei aus- 
gehen zu lassen. Hingegen besteht begründe- 
ter Anlaß, auch über den 15. September 1949, 
den Stichtag des ersten Bundesstraffreiheits- 
gesetzes, hinaus Straffreiheit für solche Taten 
eintreten zu lassen, die aus den außerge- 
wöhnlichen Verhältnissen erwachsen sind, 
die der Krieg oder allgemeine Nachkriegser- 
eignisse geschaffen haben. 

Unter diesen Leitgedanken reihen sich die 
einzelnen Tatbestände des Entwurfs ein. § 3 
behandelt die Fälle, in denen außergewöhn- 
liche Verhältnisse der genannten Art zu un- 
verschuldeter wirtschaftlicher Notlage ge- 
führt haben. § 6 bezieht sich auf Beleidigun- 
gen im politischen Meinungsstreit der vergan- 
genen Jahre, bei denen der Entwurf davon 
ausgeht, daß ein Zusammenhang mit der be- 
sonderen politischen Struktur dieser Nach- 
kriegsjahr e grundsätzlich nicht auszuschlie- 
ßen ist. § 7 erfaßt Taten, die auf das beson- 
dere Nachrichtenbedürfnis der Öffentlichkeit 
in dieser Zeit zurückzuführen sind. Die §§ 8 
und 9 behandeln Taten während des staat- 
lichen Zusammenbruchs und Taten zur Ver- 
schleierung des Personenstandes, also Verfeh- 
lungen, die aus der letzten Epoche des Krieges 
und aus den Verhältnissen der sich unmittel- 
bar anschließenden Zeit erwachsen sind. Die 
bisher genannten Tatbestände erfassen nicht 
alle Fälle, für die der Grundgedanke des Ent- 
wurfs zutrifft und die amnestiewürdig er- 
scheinen. Deshalb ist es erforderlich, in einer 
allgemeinen Vorschrift, die auf diesen Aus- 
gangspunkt des Entwurfs zurückgeht, die 
Fälle zu erfassen, die sich nicht unter eine 
der folgenden Sondervorschriften bringen 
lassen. Das geschieht durch § 2 des Entwurfs. 
Mit dieser Vorschrift werden in weitem Um- 
fang auch vor dem Stichtag begangene Wirt- 
schaftsstraftaten erfaßt, bei denen in fast 
allen Fällen ein Zusammenhang mit den 
außergewöhnlichen Verhältnissen der Nach- 
kriegszeit nicht auszuschließen ist. Daraus 
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ergibt sich, daß auch Ordnungswidrigkeiten 
nach bundesrechtlichen Vorschriften, die in 
aller Regel auf wirtschaftlichem Gebiet liegen, 
in die Amnestie einzubeziehen sind. Das ge- 
schieht durch § 4 Abs. 1. Da es nach der 
augenblicklichen Rechtslage oft nur auf einem 
Zufall beruht, 6b ein Verstoß als Ordnungs- 
widrigkeit oder als Übertretung anzusehen 
ist, schlägt der Entwurf vor, auch bei Über- 
tretungen, bei denen nur Geldstrafe verhängt 
oder zu erwarten ist, ohne nähere Prüfung 
der Natur der Verfehlung Straffreiheit zu ge- 
währen (§ 4 Abs. 2). Auch Steuer- und Mo- 
nopolvergehen werden nach den Gesichts- 
punkten der §§ 2 und 3 behandelt, bedürfen 
aber einschränkender Regelung (§ 5). 
Vorarbeiten für ein weiteres Straffreiheits- 
gesetz wurden bereits 1952 begonnen, konn- 
ten aber nicht so rechtzeitig abgeschlossen 
werden, daß sich ein Entwurf noch vor Ab 
lauf der Wahlperiode des Ersten Deutschen 
Bundestages einbringen ließ. Es ist daher nur 
ein zufälliges zeitliches Zusammentreffen, 
wenn die Vorlage des Entwurfs eines neuen 
Straffreiheitsgesetzes mit dem Arbeitsbeginn 
des Zweiten Deutschen Bundestages zusam- 
menfällt. Ein weiteres Abwarten ließ sich je- 
doch nicht mehr verantworten. 

II. 

Die einzelnen Gründe für die Gewährung 
von Straffreiheit 

1. Straftaten infolge der Kriegs- oder Nach- 
kriegsereignisse (§2) 

Wie schon erwähnt, enthält § 2 den Leitge- 
danken des Entwurfs in der Beschränkung 
auf Straftaten, die in Zusammenhang mit 
außergewöhnlichen Verhältnissen stehen, wie 
sie durch Krieg oder Nachkriegsereignisse 
hervorgerufen wurden. Zugleich stellt die 
Vorschrift einen Auffangtatbestand für alle 
die Straftaten dar, die nicht unter die beson- 
deren Vorschriften der §§ 3 bis 9 fallen, aber 
gleichwohl amnestiewürdig erscheinen. In 
zahlreichen Fällen gehen Straftaten auf die 
erwähnten außergewöhnlichen Verhältnisse 
zurück, ohne daß etwa im Einzelfall eine 
Notlage wirtschaftlicher Art bestanden oder 
die in den §§ 6 ff. genannten Voraussetzun- 
gen Vorgelegen hätten. Man denke nur an 
Taten, die aus der seelischen Not von Flüchtlin- 
gen oder Spätheimkehrem entstanden sind, 
aus deren Unfähigkeit, sich in die neuen Ver- 
hältnisse zu finden, oder dem Drang, sich 
rasch eine neue befriedigende Lebensstellung 
zu schaffen, z. B. durch den Versuch, sich 
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verlorengegangene Ausweispapiere oder Zeug- 
nisse auf strafbare Weise wiederherzustellen. 
Man denke an Beleidigungen oft harmloser 
Art, wie sie die beengten Wohnverhältnisse 
der Nachkriegszeit mit sich bringen mußten 
oder das auf beiden Seiten schwierige Ver- 
hältnis zwischen Flüchtlingen und Einheimi- 
schen etwa in kleineren Orten, wo eine Ein- 
gliederung nicht ohne Reibungen vor sich ge 
hen konnte. Oder man denke an Taten, die 
auf dem Nachkriegsschicksal eitern- und hei- 
matlos gewordener Jugendlicher beruhen. 
Vor allem wird § 2 auf Wirtschaftsstraftaten 
Anwendung finden, die vielfach eine Auswir- 
kung der Zerstörungen und Demontagen, 
der Kohlennot, der Koreakrise und ihrer 
Folgeerscheinungen sowie manigfacher Hem- 
mungen durch eine Zwangsbewirtschaftung 
waren, deren Fesseln erst allmählich gelok 
kert werden konnten. Zahlreiche Aufbau- 
kräfte, die durch ihre Arbeit einen wert- 
vollen Beitrag zur Gesundung der Wirtschaft 
geleistet haben, gerieten dabei in Konflikt mit 
aus früherer Zeit stammenden Vorschriften, 
die mit dem Wiederaufbau des Wirtschafts- 
lebens nicht immer Schritt halten konnten. 
So wird § 2 Straffreiheit für zahlreiche Ver- 
fehlungen, z. B. gegen das Wirtschaftsstraf- 
gesetz, gegen Preis- und Devisenvorschriften 
sowie ähnliche Bestimmungen bringen. Auch 
Verstöße gegen die Vorschriften über Inter- 
zonengeschäfte können unter die Amnestie 
fallen. 

Bei alledem muß jedoch vermieden werden, 
daß in den Genuß von Straffreiheit nach § 2 
auch diejenigen kommen, die nicht ein Opfer 
der außergewöhnlichen Verhältnisse der Nach- 
kriegszeit geworden sind, sondern diese Ver- 
hältnisse gewissenlos für sich ausgenutzt ha- 
ben. Der Entwurf geht davon aus, daß diese 
Parasiten der Nachkriegszeit, z. B. der Hehler 
von Buntmetallen, die skrupellose Kupplerin, 
die aus dem Aufenthalt der Besatzungstrup- 
pen in der Bundesrepublik verwerflichen Ge- 
winn zog, ebenso wie ähnliche Erscheinungen 
schon durch die Generalklausel des § 10 
• Abs. 2 von der Straffreiheit ausgeschlossen 
sind. In diesen nicht amnestiewürdigen Fällen 
wird in aller Regel Gewinnsucht oder ge- 
meine Gesinnung festzustellen sein. Außer- 
dem ist die vorgesehene Höchstgrenze von 
3 Monaten so bemessen, daß wirklich schwer- 
wiegende Fälle schon von vornherein nicht 
unter das Gesetz fallen. Im übrigen stellt der 
§ 2 Abs. 4 sicher, daß die Straffreiheit vor- 
bestraften oder asozialen Elementen versagt 
bleibt. 
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2. Straftaten infolge wirtschaftlicher Notlage 

(5 V 

Die obenerwähnten Straffreiheitsgesetze der 
Länder Bayern, Bremen, Hessen und Würt- 
temberg-Baden haben u. a. Straffreiheit für 
Straftaten gewahrt, die aus Not begangen 
worden sind. Audi das Reichsgesetz über 
Straffreiheit vom 20. Dezember 1932 (RGBl. 
I S. 559) hat für Straftaten, die infolge wirt- 
schaftlicher Not, insbesondere Arbeitslosig- 
keit, begangen worden sind, Straffreiheit vor- 
gesehen. Die verhängnisvollen Folgen des 
Krieges haben eine unverschuldete wirtschaft- 
liche Notlage in einem so weiten Bereich her- 
vorgerufen, daß sie in der Vergangenheit 
durch den Wiederaufbau des deutschen Wirt- 
schaftslebens nicht in gleichem Maße für alle 
Bevölkerungsschichten behoben werden 
konnte. Eine unverschuldete wirtschaftliche 
Notlage war lange Zeit und ist zum Teil auch 
heute noch gegeben bei Vertriebenen, So- 
wjetzonen-Flüditlingen, Kriegsversehrten und 
Kriegshinterbliebenen, Heimkehrern, Kriegs- 
sachgeschädigten, Währungsgeschädigten und 
ähnlichen Gruppen der Bevölkerung. Das 
Bedürfnis, durch die Gewährung von Straf- 
freiheit für Straftaten, die infolge einer auf 
die Kriegs- oder Nachkriegsverhältnisse zu- 
rückzuführenden unverschuldeten wirtschaft- 
lichen Notlage begangen worden sind, die 
Einordnung und Rückkehr in geordnete Le- 
bensverhältnisse zu erleichtern, besteht daher 
auch nach den Straffreiheitsgesetzen von 1949 
und früherer Jahre in einem gewissen Um- 
fange weiter. 

Diesem Bedürfnis wird zu einem Teil be- 
reits durch den § 2 des Entwurfs Rechnung 
getragen. Jedoch ist es gerechtfertigt, den 
Strafrahmen des § 2 in den Fällen zu über- 
schreiten, in denen die Tat auf eine unver- 
schuldete wirtschaftliche Notlage zurückzu- 
führen ist. Der Entwurf gewährt daher in 
diesen Fällen Straffreiheit für Freiheitsstra- 
fen bis zu sechs Monaten und entsprechende 
Geldstrafen, sofern nicht erheblichere Vor- 
strafen den Täter als amnestieunwürdig aus- 
weisen. 

3. Beleidigungen im politischen Meinungsstreit 

(5 6 ) 

Nachdem sich die politischen Verhältnisse in 
der Bundesrepublik zunehmend gefestigt 
haben, ist es ein Gebot politischer Einsicht, 
durch die Gewährung von Straffreiheit für 
Beleidigungen, die in den politischen Ausein- 
andersetzungen der vergangenen Zeit began- 


gen worden sind, einen großzügigen Beitrag 
zur allgemeinen Befriedigung zu leisten. So- 
weit es sich dabei um politische Beleidigungen 
durch Gegner der freiheitlichen demokrati- 
schen Grundordnung handelt, kann eine 
solche Befriedung umsomehr verantwortet 
werden, als die Niederlage der links- und 
rechtsradikalen Parteien in der Bundestags- 
wahl 1953 erwiesen hat, daß sie im politi- 
schen Leben der Bundesrepublik kaum noch 
eine Resonanz finden. Für Beleidigungen, die 
im politischen Meinungsstreit begangen wor- 
den sind, soll daher Straffreiheit für Frei- 
heitsstrafe bis zu sechs Monaten und ent- 
sprechende Geldstrafen gewährt werden 
(§ 6). Über politische Beleidigungen hinaus- 
gehende gefährliche Angriffe gegen die frei- 
heitliche demokratische Grundordnung wer- 
den durch besondere Vorschriften (§ 10) von 
der Straffreiheit ausgeschlossen. 

4. N achrichtentätigkeit (§ 7 ) 

Der Erste Deutsche Bundestag hat in seiner 
282. Sitzung am 29. Juli 1953 einen Gesetzes- 
beschluß über die Gewährung von Straffrei- 
heit erlassen, durch den Verlegern, Journa- 
listen und Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes Straffreiheit gewährt werden sollte, 
wenn sie in der Zeit bis zum 31. Dezember 
1951 Nachrichten, Informationen oder Arti- 
kel in strafbarer Weise mitgeteilt, entgegen- 
genommen oder verbreitet haben. Nachdem 
diesem Gesetzesbeschluß gegenüber verfas- 
sungsrechtliche Bedenken geltend gemacht 
worden sind, soll der Grundgedanke des 
Bundestagsbeschlusses vom 29. Juli 1953 in 
dem vorliegenden Entwurf so verwirklicht 
werden, daß diese verfassungsrechtlichen Be- 
denken behoben werden (§ 7). 

5. 1 aten während des staatlichen Zusammen- 
bruchs ($8) 

Die von manchen Seiten geforderte General- 
amnestie für Straftaten, die mit der national- 
sozialistischen Gewaltherrschaft Zusammen- 
hängen, zieht der Entwurf nicht in Erwä- 
gung, da das Sühnebedürfnis angesichts der 
Schwere und des Umfanges dieser Straftaten 
eine Generalamnestie verbietet und auch un- 
ter den heutigen Verhältnissen Straferlaß 
oder Milderung der Strafe gegenüber gna- 
denwürdigen Tätern nur durch Gnadener- 
weis nach sorgfältiger Prüfung der besonde- 
ren Umstände des Einzelfalles gewährt wer- 
den kann. Jedoch verlangen gewisse Sonder- 
fälle aus diesem Bereich eine abweichende Be- 


ll 



* 


handlung. Es sind die Taten, die unter dem 
Einfluß der außergewöhnlichen Verhältnisse 
des staatlichen Zusammenbruchs, wie er seit 
dem Beginn der Besetzung Deutschlands 
durch alliierte Truppen, etwa seit dem 1. Ok- 
tober 1944, immer weiter um sich griff, in 
einer unheilvollen Verwirrung aller Vorstel- 
lungen über Rechtsordnung, Gerechtigkeit 
und Menschlichkeit begangen worden sind. 
Für Straftaten, die der Täter unter jenen 
Verhältnissen in einem wirklichen oder ver- 
meintlichen Pflichtenwiderstreit begangen 
hat, hält der Entwurf unter gewissen einen- 
genden Voraussetzungen (§ 8) die Gewährung 
von Straffreiheit für gerechtfertigt, zumal 
ihre Aburteilung der Recht ssprediung auch 
heute noch kaum überwindbare Schwierig- 
keiten bereitet. Täter, die nicht in einem 
wenigstens vermeintlichen Pflichtenwider- 
streit gehandelt oder sich bei der Tat gewis- 
senlos über die höhere Rechtspflicht hinweg- 
gesetzt haben, sind von dieser Amnestie aus- 
geschlossen. 

6. V er schieier ung des Personenstandes (§9) 

Das Straffreiheitsgesetz von 1949 (§ 10) hat 
den nach dem Zusammenbruch unter fal- 
schem Namen Untergetauchten die Möglich- 
keit eröffnet, wegen der zur Verschleierung 
ihres Personenstandes aus politischen Grün- 
den begangenen Straftaten durch Selbstan- 
zeige Straffreiheit zu erlangen. Von dieser 
Möglichkeit ist nur in wenigen Fällen Ge- 
brauch gemacht worden, weil die Gründe des 
Untertauchens, die hauptsächlich in der 
Furcht vor Entnazifizierungsmaßnahmen 
und Überantwortung an die Gerichtsbarkeit 
der Alliierten lagen, lange auch nach der am 
31. März 1950 ablaufenden Selbstanzeigefrist 
fortbestanden haben. Nachdem inzwischen 
eine Beruhigung der Verhältnisse eingetre- 
ten ist, erscheint es angebracht, für solche 
Taten erneut Straffreiheit mit der Möglich- 
keit der Selbstanzeige zu gewähren (§ 9). 

Zweiter Teil 

Die einzelnen Vorschriften 
ERSTER ABSCHNITT 
Voraussetzungen der Straffreiheit 

Zu § 1 

Anwendungsbereich 

Als Stichtag wird der 1. Oktober 1953 vor- 
geschlagen. Der Ausdruck „Straffreiheit" ist 
in § 1 nicht in einem engen technischen Sinn 


zu verstehen, sondern umfaßt auch die Nicht- 
ahndung von Ordnungswidrigkeiten. 

Zu § 2 

Straftaten infolge der Kriegs- oder Nach- 
kriegsereignisse 

Für Straftaten, die auf die durch die Kriegs- 
oder Nachkriegsereignisse geschaffenen außer- 
gewöhnlichen Verhältnisse zurückzuführen 
sind, soll aus den im ersten Teil unter II, 1 
dargelegten Gründen Straffreiheit gewährt 
werden. Um Beweisschwierigkeiten auszu- 
räumen, die aus der Nachprüfung des Ur- 
sachenzusammenhangs in jedem Binzelfall 
erwachsen würden, soll unter diesem Gesichts- 
punkt Straffreiheit gewährt werden, wenn 
ein Zusammenhang der Tat mit den genann- 
ten außergewöhnlichen Verhältnissen nicht 
auszuschließen ist. Demnach entfällt die 
Straffreiheit für solche Taten, bei denen nicht 
zweifelhaft ist, daß sie mit den auf die 
Kriegs- oder Nachkriegsereignisse zurückzu- 
führenden außergewöhnlichen Verhältnissen 
nicht im Zusammenhang stehen. 

Die Vorschrift begrenzt die Straffreiheit bei 
Freiheitsstrafen durch das Höchstmaß von 
drei Monaten, bei Geldstrafen hingegen nicht 
durch einen bestimmten Geldbetrag, sondern 
durch das Höchstmaß der Ersatzfreiheits- 
strafe von drei Monaten. Das gilt nicht nur 
für die Geldstrafe als Hauptstrafe, sondern 
abweichend von dem Straffreiheitsgesetz von 
1949 auch, soweit die Geldstrafe Nebenstrafe 
ist. Da nach § 27 c StGB bei der Bemessung 
der Geldstrafe die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Täters zu berücksichtigen sind, ist 
die Ersatzfreiheitsstrafe als Maßstab für die 
Begrenzung der Straffreiheit besser geeignet 
als die Höhe der Geldstrafe, die bei gleicher 
Schuld für den Bedürftigen niedriger zu be- 
messen ist als für den wirtschaftlich Besser- 
gestellten. 

Als Nachkriegsereignisse sind solche anzu- 
sehen, die von so allgemeiner Natur waren, 
daß sie auf die Verhältnisse größerer Lebens- 
bereiche einwirken konnten. In aller Regel 
wird es sich um Ereignisse handeln, die selbst 
unmittelbar oder mittelbar auf den Krieg 
zurückzuführen sind. 

Aus den im ersten Teil unter II, 1 darge- 
legten rechtspolitischen Gründen wird die 
Straffreiheit nach § 2 ausgeschlossen, wenn 
der Täter wegen Verbrechen oder vorsätz- 
licher Vergehen mit Freiheitsstrafe von ins- 
gesamt mehr als einem Monat vorbestraft 
oder seine Unterbringung in einem Arbeits- 
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haus rechtskräftig angeordnet war. Dabei 
kommt es für die Frage des Vorbestraftseins 
auf die Zeit der Begehung der Tat, nicht auf 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge- 
setzes an. § 1 1 ist zu beachten. Von den Maß- 
regeln der Sicherung und Besserung war die 
Unterbringung in einem Arbeitshaus neben 
den Vorstrafen besonders hervorzuheben, da 
sie nach § 42 d StGB nur bei Übertretungen 
vorgesehen ist, den Täter aber als Asozialen 
kennzeichnet. 

Zu § 3 

Straftaten infolge wirtschaftlicher Notlage 
Die Vorschrift erweitert die Straffreiheit nach 
§ 2 aus den im ersten Teil unter II, 2 dar- 
gelegten Gründen für Straftaten, die der 
Täter infolge einer auf die Kriegs- oder Nach- 
kriegsverhältnisse zurückzuführenden unver- 
schuldeten wirtschaftlichen Notlage begangen 
hat. Der Grundgedanke dieser Vorschrift er- 
fordert es, dem Notleidenden den Nothelfer 
gleichzustellen und Taten, die begangen wor- 
den sind, weil der Täter einer unverschulde- 
ten wirtschaftlichen Notlage anderer abhelfen 
wollte, ebenso zu behandeln wie Taten in- 
folge eigener Notlage. Der Entwurf geht da- 
bei über den § 5 des Reichsgesetzes über 
Straffreiheit vom 20. Dezember 1932 (RGBl. 
I S. 559) hinaus, das als Notlage nur die An- 
gehörigen begünstigt hat, da die Beschrän- 
kung auf den Kreis der Angehörigen der 
mannigfaltigen Gestaltung der sozialen Ver- 
hältnisse nicht gerecht werden würde. Die 
erweiterte Straffreiheit nach § 3 hängt davon 
ab, daß der Tater unter dem Antrieb der 
Not gehandelt hat. Insofern knüpft der § 3 
an den § 5 des erwähnten Reichsgesetzes und 
an die §§ 248 a und 264 a StGB an, deren 
Tragweite durch die Rechtsprechung geklärt 
ist. 

Dem Zweck der Vorschrift entspricht es, für 
den Bereich des § 3 die Vorstrafenklausel 
gegenüber dem § 2 zu mildern und die Straf- 
freiheit nach dem Absatz 1 nur dann aus- 
zuschließen, wenn Vorstrafen wegen Ver- 
brechen oder vorsätzlicher Vergehen von ins- 
gesamt mehr als drei Monaten vorliegen oder 
gegen den Täter die Unterbringung in einem 
Arbeitshaus angeordnet war. 

Zu § 4 

Geldbußen und Geldstrafen bei Über- 
tretungen 

Wie schon in der Einleitung ausgeführt, folgt 
daraus, daß Wirtschaftsstraftaten bis zu einer 


Grenze von drei Monaten Freiheits- oder Er- 
satzfreiheitsstrafe fast immer unter § 2 fal- 
len, die Notwendigkeit, auch die Ordnungs- 
widrigkeiten der im § 21 bezeichne ten Art 
in die Straffreiheit einzubeziehen. Die vor- 
geschlagene Grenze von 10 000 DM ent- 
spricht, auch wenn sie über den Höchstbe- 
trag des § 5 OWiG hinausgeht, nach dem 
Unrechtsgehalt der in Betracht kommenden 
Verfehlungen etwa der bei Freiheitsstrafen 
gewählten Grenze. 

Die Einbeziehung der Ordnungswidrigkeiten 
hat zur Folge, daß auch die Übertretungen, 
soweit Geldstrafe verhängt oder zu erwarten 
ist, von der Straffreiheit nicht ausgeschlossen 
werden können. Sie gehören der Sache nach 
zum großen Teil dem Verwaltungsunrecht 
an, wenngleich die Gesetzgebung nach ihrem 
derzeitigen Stand ihre Umwandlung in Ord- 
nungswidrigkeiten in weiten Bereichen noch 
nicht durchgeführt hat. Bei Übertretungen 
soll daher gleichfalls ohne Rüdesicht auf die 
Voraussetzungen des § 2 Straffreiheit gewährt 
werden, wenn lediglich Geldstrafe verhängt 
oder zu erwarten ist. Diese Sonderregelung 
für die Übertretungen hat zur Folge, daß es 
bei ihnen nicht auf den Zusammenhang mit 
den in § 2 bezeichneten außergewöhnlichen 
Verhältnissen ankommt und daß auch die 
Vorstrafenklausel des § 2 Abs. 4 bei ihnen 
nicht angewendet wird. Für Übertretungen, 
bei denen Haftstrafe verhängt oder zu er- 
warten ist, gelten die sonstigen Vorschriften 
des Entwurfs, vor allem § 2. 

Zu § 5 

Steuer- und Monopolvergehen 
§12 des Gesetzes über die Gewährung von 
Straffreiheit vom 31. Dezember 1949 (BGBl. 
S. 37) hat Steuervergehen von dessen An- 
wendung ausgeschlossen und auf die Sonder- 
vorschriften verwiesen, nach denen durch 
tätige Reue für Steuervergehen Straffreiheit 
erlangt werden kann. Dabei handelt es sich 
um die §§ 410, 411 der Reichsabgabenord- 
nung und § 128 des Branntweinmonopolge- 
setzes, die die tätige Reue durch Selbstanzeige 
bei Steuerhinterziehung, Bannbruch, fahrläs- 
siger Steuergefährdung und Monopolhinter- 
ziehung ermöglichen, bei Steuer- und Mono- 
polhinterziehung die Erlangung von Straf- 
freiheit aber an die weitere Voraussetzung 
knüpfen, daß die hinterzogene Summe frist- 
gemäß entrichtet wird. Bei dieser Rechtslage 
ist es nicht tragbar, die Vergünstigung der 
Straffreiheit, die durch die Selbstanzeige er- 
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langt werden kann, ohne Rücksicht auf eine 
solche zu gewähren. Von den übrigen 
Steuervergehen, bei denen nicht durch Selbst- 
anzeige tätige Reue geübt werden kann, müs- 
sen insbesondere die Steuer he hl erei und die 
Steuerzeichenfälschung (§§ 403 und 405 der 
Reichsabgabenordnung), die Monopolhehle- 
rei und die schwere Monopolordnungswidrig- 
keit (§§ 124 und 126 des Branntweinmono- 
polgesetzes) wegen ihrer gefährlichen Aus- 
wirkungen auf die öffentlichen Haushalte 
und zur Aufrechterhaltung der Steuermoral 
von der Straffreiheit ausgeschlossen bleiben. 
Der Entwurf sieht daher bei Steuer- und 
Monopolvergehen Straffreiheit unter den in 
den §§ 2, 3 bezeichneten Voraussetzungen 
nur bei Steuerordnungswidrigkeiten und ein- 
fachen Monopolordnungswidrigkeiten vor. 

Da im Verwaltungsstrafverfahren eine Er- 
satzfreiheitsstrafe nicht festgesetzt wird, sieht 
der Abs. 1 Satz 2 eine Sonderregelung zur 
Ergänzung des § 2 vor. Danach ist für die 
Straffreiheit auch bei rechtskräftig verhäng- 
ter Strafe das Maß der zu erwartenden Er- 
satzfreiheitsstrafe maßgebend. 

Für die Zuwiderhandlungen gegen Art. IX 
des Anhangs zum Gesetz Nr. 64 der Ameri- 
kanischen und der Britischen Militärregie- 
rung vom 20. Juni 1948 über die Sicherung 
von Besteuerungsgrundlagen (Bestandsauf- 
nahme) ist tätige Reue durch Selbstanzeige 
auf Grund der §§ 5 und 6 des Zweiten Ge- 
setzes zur vorläufigen Neuordnung von 
Steuern vom 20. April 1949 (WiGBl. S. 69) 
in der Fassung des § 82 des Soforthilfege- 
setzes vom 8. August 1949 (WiGBl. S. 205) 
ermöglicht worden. Nachdem diese Zuwider- 
handlungen durch § 12 des Straffreiheitsge- 
setzes vom 31. Dezember 1949 (BGBl. S. 37) 
von der Gewährung von Straffreiheit aus- 
geschlossen worden sind, muß es dabei aus 
den oben dargelegten Gründen auch in dem 
Entwurf des neuen Gesetzes verbleiben. 

Über die Bestandsaufnahme sind auf Grund 
der Verordnung Nr. 161 der Französischen 
Militärregierung (Journal Officiel 1948 S. 
1527) in den Ländern der französischen Zone 
folgende entsprechende Vorschriften erlassen 
worden: 

Rheinland-Pfalz: 

Art. III § 8 der Landesverordnung über Kör- 
perschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Wech- 
selsteuer und Bestandsaufnahme vom 27. Sep- 
tember 1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 370). 


Württemberg-Hohenzollern: 
Art. VI § 8 des Steuerreformgesetzes vom 
26. Juni 1948 (Regierungsblatt S. 65). 

Baden: 

Art. IV § 8 des Landesgesetzes zur vorläufi- 
gen Neuordnung von Steuern vom 24. Sep- 
tember 1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 142). 

Zu § 6 

Beleidigungen im politischen Meinungsstreit 
In der Gruppe der Beleidigungstatbestände, 
für die nach § 6 Straffreiheit gewährt werden 
soll, werden aus den im ersten Teil unter 
II, 3 dargelegten Gründen aus dem Bereich 
der Staatsgefährdung die §§ 95, 97 StGB 
einbezogen, die den politischen Beleidigungen 
mindestens sehr nahestehen. Ausgeschlossen 
davon bleiben hingegen sowohl die Verun- 
glimpfung des Staates und seiner Symbole 
(§ 96 StGB) und die Staatsverleumdung 
(§ 131 StGB) als auch die Verunglimpfung 
des Andenkens Verstorbener (§ 189 StGB), 
da bei den letzten beiden Tatbeständen aus 
grundsätzlichen Erwägungen Straffreiheit nur 
im Rahmen des § 2 gewährt werden sollte, 
während ^ 96 StGB nach § 10 von der Straf- 
freiheit ausgenommen ist. Um das durch § 6 
erstrebte Ziel einer Befriedung in den politi- 
schen Auseinandersetzungen weitgehend zu 
erreichen, soll die Straffreiheit unabhängig 
davon eintreten, ob der Täter vorbestraft ist. 

Zu § 7 

Nachrichtentätigkeit 

Wie im ersten Teil unter II, 4 dargelegt ist, 
soll der Grundgedanke des Bundestagsbe- 
schlusses vom 29. Juli 1953 in § 7 so ver- 
wirklicht werden, daß verfassungsrechtliche 
Bedenken nicht mehr bestehen. Um solche 
Bedenken auszuräumen, werden in der Neu- 
fassung nicht nur Verleger, Journalisten und 
Angehörige des öffentlichen Dienstes begün- 
stigt, sondern auch andere Personen, wenn 
sie die allgemeinen Voraussetzungen der Vor- 
schrift erfüllen. Auch werden Teilnehmer 
nicht nur berücksichtigt, wenn sie Anstiftung 
oder Beihilfe geleistet haben, sondern auch 
dann, wenn sie als Mittäter gehandelt haben, 
ohne zu dem begünstigten Personenkreis der 
früheren Fassung zu gehören. Dadurch wird 
die Bezogenheit des früheren Gesetzesbe- 
schlusses auf bestimmte, ins Auge gefaßte 
Einzelfälle beseitigt und Straffreiheit für eine 
„unübersehbare und unbestimmte, nach 
Typen gekennzeichnete Zahl von Straftaten“ 
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gewährt, wie es der Beschluß des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 22. April 1953 (JZ S. 
506) als Voraussetzung für die Bundeszu- 
ständigkeit zur gesetzlichen Gewährung von 
Straffreiheit fordert. Der Anwendungsbe- 
reich der Vorschrift wird schließlich auch da- 
durch erweitert, daß statt des früher vorge- 
sehenen Stichtages des 31. Dezember 1951 
der im $ 1 allgemein vorgesehene Stichtag 
auch für den Bereich der Nachrichtentätig- 
keit gelten soll. 

Auf der anderen Seite wird eine uferlose 
Anwendung der früheren Fassung auf Straf- 
taten, bei denen keinerlei Gründe für die 
Gewährung erweiterter Straffreiheit vor lie- 
gen — etwa die Verbreitung unzüchtiger 
Schriften — , dadurch verhindert, daß der 
Kreis der begünstigten Tatbestände ab- 
schließend aufgezählt wird. Zu ihnen ge- 
hören auch die §§ 20, 21 des Reichsgesetzes 
über die Presse und die entsprechenden Vor- 
schriften der Landesgesetze, von denen hier 
§11 des bayer. Gesetzes über die Presse vom 
3. Oktober 1949 (GVBl. S. 243) und § 11 
des hessischen Gesetzes über Freiheit und 
Recht der Presse vom 23. Juni 1949 (GVBL 
S. 75) in Betracht kommen. Von den begün- 
stigten Tatbeständen werden ausgenommen 
die schwere Bestechlichkeit nach § 332 StGB 
und § 3 der VO gegen Bestechung und Ge- 
heimnisverrat nichtbeamteter Personen in 
der Fassung vom 22. Mai 1943 (RGBl. I 
S. 351), da bei ihnen aus rechtspolitischen 
Gründen die Gewährung von Straffreiheit 
nicht vertreten werden kann. Als ausgenom- 
men müssen auch Taten nach § 357 StGB 
gelten, soweit sie stich auf Handlungen be- 
ziehen, die in § 332 StGB oder in § 3 der 
eben erwähnten Verordnung mit Strafe be- 
droht sind. Denn die Tat nach § 357 muß 
sich nach dessen Zweck und Ausgestaltung 
nach der Haupttat richten, von der sie inner- 
lich abhängig ist. 

Schließlich begrenzt der Entwurf die Ver- 
günstigungen des § 7 auf ein Höchstmaß der 
Freiheitsstrafe von zwei Jahren und Geld- 
strafe, da sie sich in dem Rahmen halten 
müssen, den der Entwurf für die Gewährung 
von Straffreiheit bei anderen Tatbeständen 
zieht. 

Zu § 8 

Taten während des staatlichen Zusammen- 
bruchs 

Aus den im ersten Teil unter II, 5 darge- 
legten Gründen soll Straffreiheit für solche 


Taten aus der Zeit des staatlichen Zusam- 
menbruchs gewährt werden, bei denen eine 
mindestens vom Täter angenommene Kon- 
fliktslage nach den inzwischen vergangenen 
Jahren und dem damit gewonnenen Abstand 
Straffreiheit rechtfertigen kann. Diese Taten 
sind durch einen Pflichtenwiderstreit gekenn- 
zeichnet, der wirklich bestand oder — was 
häufiger der Fall war — auf Grund eines Be- 
fehls, einer Dienstanweisung oder einer ge- 
setzlichen Vorschrift (z. B. des § 139 StGB 
a. F.) vom Täter angenommen wurde. Zwar 
führt die Beurteilung solcher Taten nach 
rechtsstaatlichen Grundsätzen zu dem Ergeb- 
nis, daß ein Pflichtenwiderstreit in Wirklich- 
keit oft nicht bestand oder daß er eine andere 
als die vom Täter gewählte Lösung verlangt 
hätte. Den in die verworrenen Verhältnisse 
jener Zeit verstrickten Tätern, die häufig 
untergeordnete und abhängige Stellungen ein- 
n ahmen, fiel es aber oft schwer, die rechtlich 
gebotene Entscheidung zu finden oder nach 
ihr zu handeln. Entschied sich der Täter in 
einer solchen Konfliktslage für den falschen 
Weg, so erscheint ein Sühnebedürfnis nicht 
mehr in allen Fällen gegeben. Es liegt nur 
noch vor, wenn sich der Täter ohne verant- 
wortungsbewußte Prüfung und Entscheidung 
gewissenlos über die höhere Rechtspflicht 
hinweggesetzt oder gar ohne jede Rücksicht- 
nahme auf die Gebote von Gesetz und Recht 
aus gemeiner Gesinnung gehandelt hat (§10 
Abs. 2). Schließlich ist ein Sühnebedürfnis 
heute auch dann noch zu bejahen, wenn die 
Schuld des Täters so schwer wiegt, daß eine 
drei Jahre übersteigende Freiheitsstrafe ver- 
wirkt ist. 

Nur mit Rücksicht auf den eng umrissenen 
Kreis der von § 8 begünstigten Taten glaubt 
der Entwurf das grundsätzlich nach § 10 von 
der Straffreiheit ausgenommene Verbrechen 
des Totschlags hier nicht ausschließen zu 
sollen. 

Zu § 9 

Verschleierung des Personenstandes 
Straffreiheit für Taten, die zur Verschleierung 
des Personenstandes aus politischen Gründen 
begangen worden sind, wird aus den im 
ersten Teil unter II, 6 dargelegten Gründen 
erneut gewährt. Sie geht jedoch in verschie- 
dener Richtung über § 10 des Gesetzes über 
Straffreiheit vom 31. Dezember 1949 (BGBl. 
S. 37) hinaus. 

Nachdem die damals gesetzte Frist für die 
Selbstanzeige am 31. März 1950 abgelaufen 
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war, müssen auch Taten berücksichtigt wer- 
den, die bis zum Inkrafttreten des neuen Ge- 
setzes bereits zu einer Verurteilung oder zu 
einem Strafverfahren geführt haben. Hat der 
Täter in solchen Fällen nicht freiwillig die 
Unwahrheit früherer Personalangaben ge- 
genüber einer Behörde geoffenbart, so soll 
Straffreiheit für Freiheitsstrafen bis zu drei 
Jahren und Geldstrafen gewährt werden. Hat 
der Täter hingegen bereits vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes freiwillig die Unwahrheit 
früherer Angaben über die persönlichen Ver- 
hältnisse einer Behörde mitgeteilt, so soll 
Straffreiheit ohne Rücksicht auf die Höhe der 
Strafe ebenso gewährt werden wie in den 
Fällen, in denen der Täter nach dem Inkraft- 
treten des neuen Gesetzes freiwillig die Selbst- 
anzeige erstattet. Bei der Selbstanzeige nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes ist eine be- 
richtigende Erklärung über die persönlichen 
Verhältnisse des Betroffenen gegenüber der 
Polizeibehörde des Wohnsitzes oder des ge- 
wöhnlichen Aufenthaltsorts des Täters ge- 
mäß den polizeilichen Meldevorschriften ab- 
zugeben. Wie der Entwurf klarstellt, kann 
durch Selbstanzeige Straffreiheit auch für 
Taten erlangt werden, die zur Verschleierung 
des Personenstandes eines anderen begangen 
worden sind. 

Im übrigen sieht der Entwurf davon ab, 
Straffreiheit nur für die nach dem 10. Mai 
1945 begangenen Straftaten zu gewähren. 
Denn nach den inzwischen gesammelten Er- 
fahrungen sind Taten zur Verschleierung des 
Personenstandes bereits vor diesem Zeitpunkt 
verübt worden. Um einem dringenden prak- 
tischen Bedürfnis abzuhelfen, verlängert der 
Entwurf die Frist für die Selbstanzeige für 
solche Fälle, in denen der Täter sich beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht im Bun- 
desgebiet aufhält oder an der Einhaltung der 
Frist ohne eigenes Verschulden verhindert 
ist. 

Der Ausschluß für Mord und Totschlag, den 
der $ 10 Abs. 2 des Straffreiheitsgesetzes von 
1949 vorsah, ist nunmehr in § 10 Abs. 1 des 
Entwurfs geregelt. Danach sind weiter u. a. 
auch Raub und räuberische Erpressung aus- 
geschlossen. Statt des Ausschlusses von Ver- 
brechen, die aus Grausamkeit, aus ehrloser 
Gesinnung oder aus Gewinnsucht begangen 
worden sind (§10 Abs. 2 des Straffreiheits- 
gesetzes von 1949) schließt der Entwurf all- 
gemein in § 10 Abs. 2 die Straffreiheit für 
Straftaten aus. die auf Gewinnsucht beru- 
hen oder bei denen die Art der Ausführung 


oder die Beweggründe eine gemeine Gesin- 
nung des Täters erkennen lassen. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Gemeinsame Vorschriften 

Zu § 10 

Ausschluß von der Straffreiheit 

Aus rechtspolitischen Erwägungen müssen 
gewisse Gruppen von Straftaten von der 
Straffreiheit ausgeschlossen werden, weil ihre 
Verfolgung den Vorrang vor den Gesichts- 
punkten haben muß, die die Gewährung von 
Straffreiheit rechtfertigen. So verlangt der 
Schutz des Staates und seiner freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung die Verfol- 
gung derjenigen Straftaten, die eine Gefahr 
für den Bestand des Staates und seiner ver- 
fassungsmäßigen Ordnung bilden. Deshalb 
werden die Tatbestände des Hoch- und Lan- 
desverrats und der Staatsgefährdung grund- 
sätzlich von der Straffreiheit ausgenommen. 
Bei der Staatsgefährdung ist eine Ausnahme 
aus den zu § 6 angeführten Gründen ledig- 
lich bei der Verunglimpfung von Staatsorga- 
nen (§§ 95, 97 StGB) gerechtfertigt. Aus 
ähnlichen Erwägungen werden auch die Be- 
teiligung an verbotenen Vereinigungen 
(§§ 49 b, 128, 129, 129 a StGB), die Ver- 
schleppung (§ 234 a StGB) und die politische 
Verdächtigung (§ 241 a StGB) sowie die ent- 
sprechenden Straftaten nach den Berliner Ge- 
setzen vom 12. September 1949 und 14. Juni 
1951 ausgeschlossen. 

Das Gesetz zur Sicherung des Straßenver- 
kehrs vom 19. Dezember 1952 (BGBl. I 
S. 832) hat u. a. die vorsätzliche und fahrläs- 
sige Gefährdung des Straßenverkehrs mit 
schwerer Strafe bedroht (§§ 315 a, 316 StGB), 
um den Kampf gegen die Verkehrsunfälle 
mit Nachdruck zu führen. Die Bemühungen 
um eine Eindämmung der Verkehrsunfäile 
könnten beeinträchtigt werden, wenn bei 
derartigen Straftaten Straffreiheit gewährt 
werden würde. Sie sind deshalb ebenso wie 
die Fahrerflucht (§ 142 StGB) und andere 
Vergehen, die gegen Vorschriften zur Siche- 
rung des Straßenverkehrs verstoßen oder mit 
einem solchen Verstoß verbunden sind, wie 
z. B. fahrlässige Tötung oder fahrlässige Kör- 
perverletzung. von der Straffreiheit ausge- 
nommen. Daß auch die Entziehung zur Er- 
laubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen 
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(§ 42 m StGB) durch das Gesetz nicht be- 
rührt wird, ergibt sich aus § 14. 

Der Ausschluß der Tatbestände des Mordes 
und des Totschlags, des Raubes und der räu- 
berischen Erpressung folgt aus der Schwere 
dieser Straftaten. In die Straffreiheit nach § 8 
kann dem Zweck dieser Vorschrift entspre- 
chend zwar der Totschlag, nicht aber der 
Mord einbezogen werden. Daß die schwere 
Bestechlichkeit von der Straffreiheit ausge- 
schlossen bleiben muß, ist bereits in den 
Gründen zu § 7 dargelegt. 

Die ausdrücklich von der Straffreiheit ausge- 
nommenen Straftaten bleiben nach allgemei- 
nen Grundsätzen auch dann ausgeschlossen, 
wenn nur ein Versuch der Tat oder Teil- 
nahmehandlungen nach den §§ 47 bis 49 

StGB begangen werden. Dasselbe gilt für 
strafbare Handlungen nach §§ 49 a, 257 
Abs. 3 und 357 StGB, soweit die Haupttat 
nach § 10 Abs. 1 von der Straffreiheit aus- 
geschlossen ist. 

Das Straffreiheitsgesetz von 1949 hat bei dem 
bedingten Straferlaß (§ 2 Abs. 2) und in den 
§§ 9 und 10 auch solche Taten von der Straf- 
freiheit ausgenommen, die aus Grausamkeit, 
aus ehrloser Gesinnung oder aus Gewinn- 
sucht verübt worden sind. Diese Vorschrif- 
ten sind durch die Rechtsprechung nicht ein- 
heitlich angewandt worden. Es erscheint an- 
gebracht, zu der in der Rechtsprechung zu 
früheren Straffreiheitsgesetzen geklärten Ge- 
neralklausel zu rück zu kehren und von der 
Straffreiheit allgemein die Straftaten auszu- 
schließen, bei denen die Art der Ausführung 
oder die Beweggründe eine gemeine Gesin- 
nung des Täters erkennen lassen. Dadurch 
wird eine Handhabe geschaffen, alle Taten 
von den Vergünstigungen des Gesetzes aus- 
zuschließen, die wegen ihrer Verwerflichkeit 
amnestieunwürdig sind. Der Entwurf fügt 
den Ausschluß solcher Straftaten hinzu, die 
auf Gewinnsucht beruhen, und knüpft da- 
mit gleichfalls an ein Merkmal an, das in 
der Rechtsprechung zu § 27 a StGB und zu 
dem Straffreiheitsgesetz von 1949 geklärt ist. 

Zu § 11 

Ausschluß von Vorstrafen 

Nach den §§ 2 Abs. 4, 3 Abs. 2 wird die Ge- 
währung von Straffreiheit durch gewisse Vor- 
strafen des Täters ausgeschlossen. Es besteht 
ein Bedürfnis dafür, bei der Anwendung die- 
ser Vorschriften solche Vorstrafen unberück- 
sichtigt zu lassen, die längere Zeit zurück- 


liegen. Der Entwurf verwertet dabei die Re- 
gelung früherer Straffreiheitsgesetze, die je- 
doch lediglich die Vorstrafen außer Betracht 
ließen, die getilgt oder zu tilgen sind. Da 
die gesetzlichen Tilgungsfristen verhältnis- 
mäßig lang sind, läßt der Entwurf auch 
solche Vorstrafen außer Betracht, die der 
beschränkten Auskunft unterliegen. 

Nach den angeführten Vorschriften wird die 
Gewährung von Straffreiheit auch dann aus- 
geschlossen, wenn gegen den Täter zur Zeit 
der Tat die Unterbringung in einem Arbeits- 
haus angeordnet war. Audi eine solche Maß- 
nahme soll aber aus ähnlichen Erwägungen 
unberücksichtigt bleiben, wenn sie beim In- 
krafttreten des Gesetzes im Strafregister ge- 
tilgt oder tilgungsreif ist oder der beschränk- 
ten Auskunft unterliegt. 

Zu § 12 

Zusammentreffen mehrerer Straftaten 

Der Entwurf knüpft bei der Regelung des 
Zusammentreffens mehrerer Straftaten an 
§ 4 des Straffreiheitsgesetzes von 1949 an. 
Da diese Vorschrift in der Rechtsprechung 
jedodi zu zahlreichen Zweifelsfragen geführt 
hat, gibt der Entwurf in Anlehnung an Be- 
stimmungen früherer Straffreiheitsgesetze 
eine umfassendere Regelung. 

Für den Fall, daß eine Gesamtstrafe erkannt 
oder zu bilden ist, folgt der Entwurf in den 
Absätzen 1 und 2 den Grundsätzen des § 4 
des Straffreiheitsgesetzes von 1949, die sich 
in der Praxis bewährt haben. Im Absatz 1 
ist eine Bestimmung aber auch für die Fälle 
erforderlich, in denen eine Gesamtstrafe nicht 
in Betracht kommt, weil ihre gesetzlichen 
Voraussetzungen fehlen, etwa weil die spä- 
tere Straftat erst nach der Verurteilung we- 
gen einer früheren Straftat begangen worden 
ist oder weil es sich um mehrere Geldstrafen 
handelt. In solchen Fällen soll die Summe 
der Freiheitsstrafen oder der Ersatzfreiheits- 
strafen, nicht aber die Höhe der einzelnen 
Freiheitsstrafe oder Ersatzfreiheitsstrafe maß- 
gebend sein. 

Das Straffreiheitsgesetz von 1949 enthielt 
keine besondere Regelung des Falles, daß 
eine Gesamtstrafe aus Einzelstrafen zu bilden 
ist, die einzeln teilweise nicht unter das Ge- 
setz fallen. Der Entwurf regelt auch diese 
Frage in Absatz 3 entsprechend den Grund- 
sätzen der Rechtsprechung. 

Über die Frage, ob und inwieweit die für 
eine Einzeltat gewährte Straffreiheit die 
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Höhe einer rechtskräftig erkannten Strafe 
beeinflußt, hat nach § 458 StPO das Voll- 
streckungsgericht zu entscheiden. Der Ab- 
satz 2 Satz 2 regelt die bei Beteiligung meh- 
rerer Gerichte auftretende Zuständigkeits- 
frage dahin, daß die Entscheidung über die 
Herabsetzung der Gesamtstrafe dem für die 
amnestierte Einzelstrafe zuständigen Voll- 
streckungsgericht zusteht. 

Zu § 13 

Nebenstrafen und Nebenfolgen 

Die Vorschrift schließt sich an den § 2 Abs. 4 
des Straffreiheitsgesetzes von 1949 an. Den 
Geldbußen, die in die Staatskasse fließen, 
werden auch Geldbußen gleichgestellt, die der 
Verurteilte zugunsten einer gemeinnützigen 
Einrichtung zu zahlen hat, nachdem der § 24 
Abs. 1 Nr. 5 StGB in der Fassung des Drit- 
ten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 4. Au- 
gust 1953 (BGBl. I S. 735) dem Gericht die 
Befugnis gegeben hat, bei der Strafaussetzung 
zur Bewährung eine solche Zahlung zur Auf- 
lage zu machen. 

Entsprechend der Regelung früherer Straf- 
freiheitsgesetze sollen rückständige Kosten 
auch dann erlassen werden, wenn die unter 
das Gesetz fallende Strafe bei Inkrafttreten 
des Gesetzes bereits vollstreckt war. Wer nur 
noch Kosten schuldet, soll nicht schlechter 
gestellt werden als derjenige, der noch einen 
Teil seiner Strafe zu verbüßen hat. 

Daß Dienststrafen und ehrengerichtliche 
Strafen ebenso wie bürgerlichrechtliche und 
arbeitsrechtliche Auswirkungen einer Straftat 
von der Straffreiheit nicht berührt werden, 
ergibt sich aus der Natur dieser Maßnahmen. 
Einer besonderen Bestimmung darüber im 
Entwurf bedarf es nicht. 

Zu § 14 

Besondere Maßnahmen 

§ 14 Abs. 1 des Entwurfs entspricht nach 
seinem Inhalt dem Straffreiheitsgesetz von 
1949 und früherer Straffreiheitsgesetze. Da 
nach 42 a StGB in der Fassung des Gesetzes 
zur Sicherung des Straßenverkehrs vom 
19. Dezember 1952 (BGBl. I S. 838) die ge- 
richtliche Entziehung der Erlaubnis zum Füh- 
ren von Kraftfahrzeugen eine Maßregel der 
Sicherung und Besserung darstellt, hat der 
Ausschluß der Maßregeln der Sicherung und 
Besserung von der Straffreiheit auch die 
Folge, daß die für die Bekämpfung der Ver- 
kehrsgefahren bedeutsame Entziehung der 


Fahrererlaubnis durch die Straffreiheit nicht 
berührt wird. 

Die Absätze 2 bis 5 regeln das Verfahren bei 
Anordnung der besonderen im Absatz 1 be- 
zeichneten Maßnahmen. Entsprechend dem 
Straffreiheitsgesetz von 1949 werden sie 
grundsätzlich in einem selbständigen Verfah- 
ren angeordnet, und zwar Maßregeln der Si- 
cherung und Besserung in sinngemäßer An- 
wendung der Vorschriften über Sicherungs- 
verfahren (§ 429 b Abs. 1 und 2 StPO). Über 
die selbständige Anordnung von Maßregeln 
der Sicherung und Besserung kann wegen 
ihrer einschneidenden Bedeutung nur auf 
Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil 
entschieden werden. 

Das selbständige gerichtliche Verfahren zur 
Anordnung der Einziehung, Ersatzeinzie- 
hung, Unbrauchbarmachung, Verfallerklä- 
rung, Abführung des Mehrerlöses und Be- 
seitigung eines gesetzwidrigen Zustandes soll 
sich nach den §§ 430 bis 432 StPO richten. 
§431 Abs. 4 StPO in der Fassung des Drit- 
ten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 4. Au- 
gust 1953 (BGBl. I S. 735) ermöglicht es, 
in einfach gelagerten Fällen durch Beschluß 
ohne mündliche Verhandlung zu entschei- 
den. Bei Ordnungswidrigkeiten ist die selb- 
ständige Anordnung der Einziehung nach 
§ 26 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten durch einen Einziehungs- 
bescheid auszusprechen, der dem Bußgeldbe- 
scheid gleichsteht. Entsprechendes gilt nach 
§ 52 Abs. 2 des Wirtschaftsstrafgesetzes in 
der Fassung vom 25. März 1952 (BGBl. I 
S. 190) für die selbständige Anordnung der 
Abführung des Mehrerlöses. 

Für anhängige Verfahren und solche Straf- 
verfahren und Bußgeldverfahren, die künf- 
tig eingeleitet werden, trifft der Entwurf im 
Absatz 5 im Interesse der Vereinfachung und 
der Kostenersparnis eine von den bisherigen 
Straffreiheitsgesetzen insofern abweichende 
Regelung, als diese Verfahren weitergeführt 
werden, soweit sie die Anordnung der be- 
sonderen Maßnahmen betreffen. 

Zu § 15 

Sondervorschriften für Jugendliche und 
Heranwachsende 

Das Straffreiheitsgesetz von 1949 hatte in 
§ 2 Abs. 3 und § 3 Abs. 2 angeordnet, daß 
rechtskräftig erkannter Jugendarrest erlas- 
sen wird, soweit er noch nicht verbüßt ist. 
Bereits angeordnete Zuchtmittel anderer Art 
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und Erziehungsmaßregeln blieben jedoch un- 
berührt. Verfahren, in denen auf Jugend- 
arrest zu erkennen gewesen wäre, wurden 
dagegen mit der Wirkung eingestellt, daß 
auch andere Zuchtmittel und Erziehungsmaß- 
regeln nicht angeordnet werden konnten. Der 
Entwurf sucht diese ungleiche Behandlung 
von Erlaß und Niederschlagung zu vermei- 
den. 

Jugendarrest ist zwar keine Strafe, sondern 
ein Zuchtmittel. Da Jugendarrest jedoch mit 
Freiheitsentziehung verbunden ist, erscheint 
es angebracht, ihn für diese Amnestie wie- 
derum der Strafe gleichzustellen. Dies ge- 
schieht in Absatz 2 und Absatz 3 Satz 2 in 
der Weise, daß Jugendarrest erlassen wird 
oder nicht angeordnet werden darf, wenn 
nach dem Gesetz für Freiheitsstrafe von glei- 
cher Dauer Straffreiheit gewährt werden 
würde. In Absatz 1 und in Absatz 3 Satz 1 
ist sodann für den Erlaß und für die Nieder- 
schlagung gleichmäßig vorgesehen, daß an- 
dere Zuchtmittel und Erziehungsmaßregeln 
von der Straffreiheit unberührt bleiben. Für 
den Erlaß ist dabei abweichend von dem § 13 
sogar vorgesehen, daß Bewährungsauflagen 
als selbständige Erziehungsmaßregeln oder 
Zlichtmittel bestehen bleiben. 

Nach Absatz 4 gilt die in § 12 für den Fall 
des Zusammentreffens mehrerer Straftaten 
vorgesehene Regelung sinngemäß, wenn der 
Täter mehrere selbständige Handlungen be- 
gangen hat und einheitlich Jugendarrest oder 
Jugendstrafe verhängt oder zu verhängen ist 
(§ 31 des Jugendgerichtsgesetzes). An die 
Stelle der Gesamtstrafe tritt dabei die Ein- 
heitsstrafe. Für die Gewährung der Straf- 
freiheit kommt es demnach auf die Höhe 
der Einheitsstrafe an, wenn für alle durch 
sie geahndeten Straftaten Straffreiheit in Be- 
tracht kommen würde. Ist eine rechtskräftig 
erkannte Einheitsstrafe nur zum Teil wegen 
einer oder mehrerer Straftaten verhängt 
worden, für die einzeln Straffreiheit gewahrt 
werden würde, so ist die Einheitsstrafe ange- 
messen herabzusetzen, und zwar von dem 
Gericht, das einheitlich Jugendarrest oder 
Jugendstrafe verhängt hat. Ist eine Einheits- 
strafe zu bilden und liegt dabei neben ande- 
ren Straftaten eine solche vor, die unter das 
Gesetz fallen würde, so bleibt diese bei der 
Einheitsstrafe außer Betracht. Mehrere solcher 
Straftaten bleiben unberücksichtigt, wenn für 
eine aus ihnen allein zu bildende Einheits- 
strafe nach diesem Gesetz Straffreiheit ge- 
währt werden würde. 


Zu § 16 

Verfahrensvorschriften für Strafverfahren 

Der Entwurf bringt im § 16 verfahrensrecht- 
liche Sondervorschriften über die Einstel- 
lung von Strafverfahren, die die Straf- 
prozeßordnung ergänzen. 

Absatz 1 des Entwurfs kehrt — in Abwei- 
chung vom Straffreiheitsgesetz 1949 — zur 
Regelung früherer Straffreiheitsgesetze zu- 
rück und eröffnet die Möglichkeit, auch bei 
gerichtlich noch nicht anhängigen Verfahren 
eine Entscheidung des Gerichts über die An- 
wendbarkeit des Straffreiheitsgesetzes herbei- 
zuführen. Eine solche Regelung liegt im In- 
teresse des Beschuldigten und der Strafver- 
folgungsbehörde. Der Beschuldigte wird bei 
einer ihm günstigen Entscheidung bereits 
frühzeitig von der Belastung eines schweben- 
den Strafverfahrens befreit; den Justizbehör- 
den wird überflüssige Arbeit erspart. Für die 
Staatsanwaltschaft wird ein Antrag nach Ab- 
satz 1 in Fällen in Betracht kommen, die 
ihr selbst zweifelhaft erscheinen. Bejaht die 
Staatsanwaltschaft die Anwendung des Straf- 
freiheitsgesetzes, so trifft sie selbst die ab- 
schließende Verfügung. 

Daß bei gerichtlich anhängigen Verfahren 
die Einstellung durch Entsdieidung des mit 
der Sache befaßten Gerichts festgestellt wird, 
bedarf keiner ausdrücklichen Festlegung. Für 
das Hauptverfahren sind die Grundsätze des 
§ 206 a StPO anwendbar. Ein im Hauptver- 
fahren ergehender Gerichtsbeschluß, der die 
Anwendbarkeit des Straffreiheitsgesetzes ver- 
neint oder diese Frage der Hauptverhandlung 
vorbehält (vgl. § 260 Abs. 3 StPO), unter- 
liegt nach § 305 StPO als Entscheidung des 
erkennenden Gerichts, die der Urteilsfällung 
vorausgeht, nicht der Beschwerde. Unklar- 
heiten könnten ohne ausdrückliche Regelung 
jedoch auftauchen, wenn das Gericht über die 
Amnestierung im Zwischenverfahren Be- 
schluß faßt, also im Verfahren nach Erhe- 
bung der öffentlichen Klage, aber vor der 
Entscheidung über die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens. Man könnte zweifeln, ob ein 
in diesem Verfahrensabschnitt ergehender Be- 
schluß, der die Anwendbarkeit des Straffrei- 
heitsgesetzes bejaht, stets als Nichteröff- 
nungsbeschluß (§ 204 StPO) anzusehen ist. 
Absatz 2 Satz 1 des Entwurfs beseitigt die 
praktischen Folgen, die sich aus dieser Un- 
klarheit ergeben könnten, indem er der 
Staatsanwaltschaft gegen einen solchen Be- 
schluß die sofortige Beschwerde ein räumt und 
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damit für die Anfechtbarkeit die durch 
§210 Abs. 2 StPO für den Nichteröffnungs- 
beschluß getroffene Regelung übernimmt. 
Entsprechendes gilt für einen im Zwischen- 
verfahren ergehenden Beschluß, der die An- 
wendbarkeit des Straffreiheitsgesetzes ver- 
neint. Nach Absatz 2 Satz 2 soll ein solcher 
Beschluß entsprechend der in § 210 StPO 
für den Eröffnungsbeschluß gegebenen Rege- 
lung nicht anfechtbar sein. Dadurch wird 
eine unliebsame Verzögerung des Verfahrens 
vermieden. Auch werden die Zweifel be- 
hoben, die sonst zur Frage der Anfechtbar- 
keit in dein Fall auftauchen könnten, daß die 
Entscheidung über die Nichtanwendbarkeit 
des Straffreiheitsgesetzes im Rahmen eines 
Eröffnungsbeschlusses oder im Zusammenhang 
damit ergeht. Der Rechtsschutz des Ange- 
klagten wird durch Absatz 2 Satz 2 nicht 
verkürzt, da das Gericht auch im weiteren 
Verlauf des Verfahrens die Anwendbarkeit 
des Straffreiheitsgesetzes stets von Amts we- 
gen zu prüfen hat und der Angeklagte gegen 
ein Urteil, das die Voraussetzungen der 
Straffreiheit verneint, die nach der Strafpro- 
zeßordnung zulässigen Rechtsmittel einlegen 
kann. 

Absatz 3 schlägt in Anlehnung an § 5 Abs. 2 
des Straffreiheitsgesetzes von 1949 (vgl. auch 
§§ 211, 174 Abs. 2 StPO) vor, dem gericht- 
lichen Einstellungsbeschluß beschränkte 
Rechtskraft zu geben. Diese Wirkung soll 
auch dem Gerichtsbeschluß zukommen, der 
nach Absatz 1 im vorbereitenden Verfahren 
ergeht. 

Absatz 4 regelt für das Verwaltungsstrafver- 
fahren nach den §§ 421 ff. der Reichsab- 
gabenordnung entsprechend dem § 458 StPO 
die Frage, wer über Einwendungen gegen die 
Zulässigkeit der Vollstreckung eines rechts- 
kräftigen Straf- oder Beschwerdebescheides 
oder einer Unterwerfung (§§ 445, 447, 452 
der Reichsabgabenordnung) entscheidet. 

Zu § 17 

Verfahrensvorschriften bei Bußgeldverfahren 
§ 17 des Entwurfs trifft für das Bußgeld- 
verfahren eine besondere Verfahrensregelung, 
die sich eng an § 16 anschließt. Abweichungen 
sind nur insofern vorgesehen, als sie sich aus 
den Unterschieden zwischen dem Verfahren 
nach der Strafprozeßordnung und nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten ergeben. 
Über den Rahmen des § 16 hinaus befaßt 
sich die Vorschrift in Absatz 1 noch mit der 
Frage, wer über Einwendungen gegen die 


Zulässigkeit der Vollstreckung eines rechts- 
kräftigen Bußgeldbescheides zu entscheiden 
hat (vgl. § 458 StPO). Auf eine derartige 
Vorschrift kann nicht verzichtet werden, 
weil Zweifelsfragen mancher Art auftretem 
können. Da es sich bei der Anwendung des 
Straffreiheitsgesetzes um rein strafrechtliche 
Fragen handelt, erscheint es zweckmäßig, die 
Entscheidung nicht den Verwaltungs- oder 
Finanzgerichten (§§ 68 OWiG, 152, 327 
RAO und entsprechende Vorschriften der 
Länder über den Verwaltungszwang) zu 
überlassen. Der Entwurf schlägt vielmehr 
vor, das Gericht entscheiden zu lassen, das 
für die Entscheidung über den Bußgeld- 
bescheid zuständig wäre. 

Zu § 18 

Antrag auf Durchführung des Verfahrens. 
§18 knüpft an § 6 des Straffreiheitsgesetzes 
von 1949 an und sichert dem zu Unrecht An- 
geschuldigten trotz Einstellung des Verfah- 
rens auf Grund der Amnestie die Möglich- 
keit, seine Freisprechung durchzusetzen. Im 
einzelnen lehnt sich diese Vorschrift weit- 
gehend an die 2. Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes über die Gewährung von 
Straffreiheit vom 1. Mai 1938 (RGBl. I 
S. 458) an, durch die diese Möglichkeit erst- 
mals eingeführt worden ist. 

Ein Verfahren zur Feststellung der Unwahr- 
heit ehrenrühriger Behauptungen nach dem 
Vorbild des § 8 des Straffreiheitsgesetzes von 
1949 sieht der Entwurf nicht vor. Von dieser 
Möglichkeit ist nur in verschwindend weni- 
gen Fällen Gebrauch gemacht worden. Ein 
hinreichendes praktisches Bedürfnis für ein 
solches Verfahren besteht sonach nicht, zu- 
mal der Ehrenschutz des bürgerlichen Rechts 
durch die Schadensersatzklage auf Grund der 
§§ 823 Abs. 2, 824 BGB die Widerrufsklage 
und die Unterlassungsklage den dringendsten 
Bedürfnissen Rechnung trägt. Ein besonderes 
strafrechtliches Feststellungsverfahren würde 
zudem, um allen Erfordernissen zu genügen, 
eine sehr eingehende Regelung nötig machen, 
wie gesetzgeberische Vorarbeiten gezeigt 
haben. Im übrigen bringt ein solches Ver- 
fahren für den Verletzten auch gewisse Ge- 
fahren mit sich. Selbst wenn er im Recht ist, 
besteht durchaus die Möglichkeit, daß das 
Gericht die von ihm beantragte Feststellung 
im Einzelfall aus tatsächlichen Gründen nicht 
treffen kann. Hierdurch können für den 
Verletzten zusätzliche Nachteile entstehen, 
während andererseits auch aus der Unterlas- 


20 



sung eines zulässigen Feststellungsantrages 
Schlüsse gegen ihn gezogen werden könnten. 
Insbesondere ist aber zu 'berücksichtigen, daß 
der Zweck der politischen Befriedung, die 
mit der großzügigen Straffreiheit für Be- 
leidigungen im politischen Meinungsstreit 
verfolgt wird, sich nicht voll erreichen ließe, 
wenn eine solche Möglichkeit eröffnet wer- 
den würde. 

Zu § 19 

Kosten bei Privatklage und Nebenklage 

Satz 1 entspricht der Regelung in früheren 
Straffreiheitsgesetzen. 

Für die dem Privatkläger und dem Beschul- 
digten erwachsenen Auslagen hatte das Straf- 
freiheitsgesetz von 1949 in Abweichung von 
den seit 1932 erlassenen Amnestiegesetzen 
vorgesehen, daß jeder seine eigenen Kosten 
tragen soll. Diese Fassung ist gewählt wor- 
den, um nicht über eine Untersuchung der 
Kostenfrage in jedem Verfahren zu einer 
sachlichen Prüfung des Tatbestandes kom- 
men zu müssen. Die starre Regelung hat Un- 
gerechtigkeiten zur Folge gehabt. Der Ent- 
wurf kehrt daher zu der Vorschrift in frü- 
heren Straffreiheitsgesetzen zurück, wonach 
das Gericht die dem Privatkläger und dem 
Beschuldigten erwachsenen notwendigen Aus- 
lagen angemessen verteilen oder nach pflicht- 
gemäßem Ermessen einem der Beteiligten 
ganz auferlegen kann. Entsprechendes gilt 
j für die Nebenklage. 

Zu $ 20 
Strafregister 

Bei jeder Amnestie ist es bisher als ungerecht 
empfunden worden, daß die noch nicht 
rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren ihre 
Erledigung fanden, ohne daß es zu einer Ein- 
tragung im Strafregister kam, während alle 
bereits in Rechtskraft erwachsenen Urteile, 
auch soweit sie unter die Amnestie fallen, 
im Strafregister erfaßt wurden. Dieses Er- 
gebnis wurde zudem nicht selten dadurch 
erreicht, daß die Betroffenen den Eintritt 
der Rechtskraft durch unbegründete Rechts- 
mittel zu verhindern suchten, sobald Am- 
nestieplane bekannt wurden. Eine allge- 
meine Tilgung von Vorstrafen im Strafregi- 
ster durch ein Straffreiheitsgesetz läßt sich 
jedoch aus grundsätzlichen Erwägungen auch 
insoweit nicht vertreten, als die Rechtskraft 
in der Zeit zwischen dem Bekannt wer den der 
Amnestieabsichten und dem Inkrafttreten 


des Straffreiheitsgesetzes eingetreten ist. Es 
muß den Landesjustizverwaltungen überlas- 
sen bleiben, gemäß § 8 des Straftilgungs- 
gesetzes vom 9. April 1920 (RGBl. S. 507) 
in der Fassung vom 17. November 1939 
(RGBl. I S. 2254) in Einzelfällen Anordnun- 
gen zu treffen, wenn dadurch staatliche 
Interessen nicht gefährdet werden. 

Eine Sonderbehandlung ist jedoch allgemein 
insoweit geboten, als ältere Zuwiderhandlun- 
gen gegen die Bewirtschaftungsbestimmungen 
in Betracht kommen. In der Kriegs- und 
Nachkriegszeit sind die Strafregister mit sol- 
chen Eintragungen erheblich belastet worden. 
Die Strafbestimmungen, auf Grund deren 
die Verurteilungen erfolgt sind, gelten größ- 
tenteils nicht mehr. Es ist auch nicht damit 
zu rechnen, daß sie wieder eingeführt wer- 
den. Daher besteht kein Interesse mehr daran, 
diese Vermerke im Strafregister bestehen zu 
lassen, zumal es sich nicht um kriminelle 
Straftaten handelt. 

Die Durchführung der Straftilgung wird zu 
einer erheblichen Arbeitsbelastung der Re- 
gisterbehörden führen. Es muß daher eine 
klare und einfache Regelung vorgeschlagen 
werden. Eine unterschiedliche Behandlung 
für die vor und nach der Kapitulation er- 
folgten Verurteilungen ist geboten, weil vor 
der Kapitulation allgemein wesentlich höhere 
Strafen verhängt worden sind als später. 
Aus dem gleichen Grunde ist es angebracht, 
bei Verurteilungen vor der Kapitulation 
auch Zuchthausstrafen zu tilgen. Von einem 
Vorschläge, alle Strafen ohne Rücksicht auf 
Strafart und Strafhöhe zu tilgen, ist abge- 
sehen worden, weil schwere Strafen regel- 
mäßig darauf schließen lassen, daß sich der 
Verurteilte aus eigensüchtigen Gründen ge- 
wissenlos über die allgemeine Not hinweg- 
gesetzt hat. Das kann für spätere Strafver- 
fahren und auch sonst von Bedeutung sein. 
Ist der Täter zugleich wegen anderer Straf- 
taten oder Rechtsverletzungen verurteilt 
worden, so ist die Strafe nicht zu tilgen. 
Eine andere Lösung, bei der etwa die An- 
knüpfung an § 3 des Entwurfs allgemein auf 
eine Notlage abgestellt wird, würde ein ge- 
richtliches Verfahren erforderlich machen 
und die Regelung erschweren. 

Der Entwurf sieht darüber hinaus die Til- 
gung von Strafvermerken über Verurteilun- 
gen durch Spruchgerichte in der britischen 
Zone auf Grund der Verordnung Nr. 69 der 
Britischen Militärregierung (Amtshl. Brit. 
Mil. -Reg. S. 405) wegen Zugehörigkeit zu 
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einer für verbrecherisch erklärten Organisa- 
tion vor. Eine Sonderregelung ist insoweit 
erforderlich, weil es in der amerikanischen 
und französischen Zone keine Spruchgerichte 
gegeben hat, die auf kriminelle Strafen er- 
kennen konnten. Ein Bedürfnis für einen 
Straferlaß und für eine Niederschlagung be- 
steht insoweit nicht mehr. Rechtskräftig er- 
kannte Strafen sind durchweg verbüßt oder 
erlassen; Verfahren sind mit einigen Aus- 
nahmen nicht mehr anhängig. Der Entwurf 
beschränkt sich daher auf eine Regelung über 
die Straftilgung und begrenzt diese auf allein 
oder nebeneinander erkannte Freiheitsstrafen 
bis zu fünf Jahren, Vermögenseinziehung und 
Geldstrafen. Für die wenigen Fälle, in denen 
auf höhere Strafe erkannt worden ist, hat 
der Entwurf von einem Vorschlag auf Straf- 
tilgung Abstand genommen, weil die Strafen 
hier wegen besonders verwerflicher Hand- 
lungsweise verhängt worden sind. 

Absatz 3 sieht eine Sonderregelung für die 
Fälle vor, in denen das Strafregister außer- 
halb des Geltungsbereichs des Gesetzes ge- 
führt wird. 

Zu § 21 

Begriffsbestimmungen 

§21 des Entwurfs gibt für die Gewährung 
von Straffreiheit bei Ordnungswidrigkeiten 
(§ 4) und für die Straftilgung bei Verurtei- 
lungen wegen Wirtschaftsstraftaten (§ 20) die 
erforderlichen Begriffsbestimmungen. Dabei 
mußten neben den in Kraft befindlichen Vor- 
schriften des Gesetzes über Ordnungswidrig- 


keiten und des Wirtschaftsstrafgesetzes alle 
insoweit in Betracht kommenden Vorschrif- 
ten einschließlich der von der Besatzungs- 
macht erlassenen erfaßt werden, die während 
der Kriegs- und Nachkriegszeit galten. Mit 
Rücksicht auf die unübersehbare Zahl von 
Einzelbestimmungen war es erforderlich, in 
Absatz 2 Nr. 7 eine Generalklausel aufzu- 
nehmen, durch die alle Verstöße gegen son- 
stige Vorschriften über Wirtschaftslenkung 
und Wirtschaftsüberwachung einbezogen wer- 
den. Devisenzuwiderhandlungen (Gesetz Nr. 
53 der Amerikanischen und Britischen Mili- 
tärregierung — Neufassung — vom 18. Sep- 
tember 1949; Verordnung Nr. 235 des Fran- 
zösischen Hohen Kommissars über Devisen- 
bewirtschaftung und Kontrolle des Güterver- 
kehrs vom 18. September 1949) sind in den 
Katalog der Wirtschaftsstraftaten nicht auf- 
genommen worden, weil wegen der auch 
heute noch erheblichen kriminalpolitischen 
Bedeutung solcher Zuwiderhandlungen eine 
Tilgung der Strafregistervermerke nicht in 
Betracht kommen kann. 

DRITTER ABSCHNITT 
Sdbluß Vorschriften 

Zu §§ 22, 23 

Land Berlin, Inkrafttreten 

§ 22 des Entwurfs enthält die Berlin-Klausel. 
§ 23 bestimmt in Abweichung von § 14 des 
Straffreiheitsgesetzes von 1949, daß das Ge- 
setz an dem auf seine Verkündung folgenden 
Tage in Kraft tritt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Entwurf ist rechtspolitisch bedenklich 
und kriminalpolitisch gefährlich. Dem Straf- 
freiheitsgesetz vom 31. Dezember 1949 lag 
der Gedanke zugrunde, daß „Jahre der Not, 
der sittlichen Verwilderung und der Verwir- 
rung aller Rechtsbegriffe“ abgeschlossen 
waren und daß deshalb eine einmalige durch- 
greifende Bereinigung in der Strafverfolgung 
gerechtfertigt war. Eine ähnliche tiefgrei- 
fende Änderung der Verhältnisse liegt jetzt 
nicht vor. Die unter eine etwaige Amnestie 
fallenden Straffälligen würden also ohne tie- 
feren Grund begünstigt werden. Das wider- 
spricht der Gleichheit und Gerechtigkeit. Das 


Gesetz birgt deshalb auch die Gefahr in sich, 
daß in Zukunft aus ähnlichen unzureichen- 
den Anlässen erneut Straffreiheitsgesetze er- 
gehen können, daß sich also die Amnestien 
periodisch wiederholen werden. Das würde 
das Ende einer geordneten Strafrechtspflege 
bedeuten, den Rechtsschutz der Bevölkerung 
gefährden und ihr Vertrauen in die Justiz 
erschüttern. Zum Ausgleich von Härten im 
Einzelfall, etwa bei Straftaten aus Not oder 
bei Delikten zur Verschleierung des Per- 
sonenstandes genügt die individuelle Berück- 
sichtigung durch Gerichte und Gnadenbe- 
hörden. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Beschluß des Bundesrates 


Die Bundesregierung hält den Entwurf auf- 
recht. 

Begründung 

Das Straffreiheitsgesetz vom 31. Dezember 
1949 konnte dem Bedürfnis, einen Schluß- 
strich unter eine chaotische Zeit zu ziehen 
und eine Bereinigung auf dem Gebiet der 
Strafrechtspflege herbeizuführen, nur lücken- 
haft entsprechen. Es konnte gewisse Tatbe- 
stände von politischer Bedeutung nicht er- 
fassen, weil damals noch solche eine Berei- 
nigung der Vergangenheit erstrebende Vor- 
schriften an dem Widerspruch der Be- 
satzungsmächte gescheitert wären. Das Jahr 
1949 stand auch nicht wie das Jahr 1953 an 
einem gewissen Abschluß einer Aufbau- 
periode, sondern in ihren Anfängen. Das 


gegenwärtige Stadium einer Aufbauperiode, 
wie es acht Jahre nach dem Zusammen- 
bruch erreicht worden ist, rechtfertigt es, 
Straffreiheit in dem vorgesehenen Rahmen 
für solche Taten zu gewähren, welche ohne 
die durch den Krieg und seine Folgen verur- 
sachte Erschütterung der politischen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse nicht 
geschehen wären. 

Es besteht deshalb ein Bedürfnis, Straffreiheit 
für Straftaten infolge der Kriegs- oder Nach- 
kriegsereignisse (§ 2) zu gewähren. Die Zer- 
rüttung ehemals geordneter Lebensverhält- 
nisse, die Entwurzelung so vieler ihrer Exi- 
stenz beraubten Opfer des Krieges, das Nach- 
kriegsschicksal eitern- und heimatlos gewor- 
dener Menschen und die psychischen und 
physischen Schäden, die sich z. B. als Folgen 
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der Dystrophie bei vielen Heimkehrern zei- 
gen, waren Ursachen zahlreicher Straftaten, 
die eine Bereinigung verlangen. Nach den 
Zerstörungen und Demontagen, der Kohlen- 
not, der Koreakrise und ihren Folgeerschei- 
nungen sowie mannigfachen Hemmungen 
durch eine Zwangsbewirtschaftung gilt das- 
selbe auch für Wirtschaftsstraftaten und 
Ordnungswidrigkeiten (§ 4). 

Das Vorhandensein einer wirtschaftlichen 
Notlage (§ 3), wie sie im Jahre 1932 die Ge- 
währung von Straffreiheit rechtfertigte, kann 
auch für die Jahre nach 1949 nicht geleugnet 
werden. Gerade jene, die sich den sozialen 
Forderungen und Aufgaben unserer Zeit be- 
sonders verpflichtet fühlen, sollten nicht 
daran vorbeisehen, daß die Gewährung von 
Straffreiheit für die erstmals Gestrauchelten, 
deren Taten auf eine aus den Kriegs- oder 
Nachkriegsverhältnissen erwachsenen Not- 
lage zurückzuführen sind, einen wesentlichen 
Beitrag zur Resozialisierung und zur Wieder- 
eingliederung in ein geordnetes Leben leisten 
kann. 

Die Bundesregierung hält schließlich auch 
ihren Vorschlag aufrecht, darüber hinaus 
Straffreiheit für Beleidigungen im politischen 
Meinungsstreit (§ 6), für Nachrichtentätig- 
keit (§ 7), für Taten während des staatlichen 
Zusammenbruchs (§ 8) und für Ver- 
schleierung des Personenstandes 9) zu ge- 
währen. Insoweit wird auf die Ausführungen 
in der Begründung zu dem Entwurf Bezug 
genommen. 

Insgesamt kann ein Bedürfnis für eine be- 
schränkte Amnestie im Rahmen des Regie- 
rungsentwurfs nicht in Zweifel gezogen wer- 
den. Damit entfallen die Einwendungen des 
Bundesrates, daß der Entwurf rechtspolitisch 


bedenklich und kriminalpolitisch gefährlich 
sei. Der Entwurf widerspricht auch nicht der 
Gleichheit und Gerechtigkeit. Da die Gewäh- 
rung einer allgemeinen Amnestie abgelehnt 
und Straffreiheit nur in begrenztem Umfange 
für Sonderverhältnisse vorgeschlagen wird, 
bietet der Entwurf außerdem durch seinen 
Inhalt die beste Gewähr dagegen, daß die 
Amnestie periodisch wiederholt wird. Ent- 
gegen der Auffassung des Bundesrates ge- 
nügt schließlich zum Ausgleich von Härten 
im Einzelfall auch nicht „die individuelle 
Berücksichtigung durch Gerichte und 
Gnadenbehörden“. Die gerichtliche Strafaus- 
setzung zur Bewährung und auch die bedingte 
Entlassung sind nur bei Freiheitsstrafen mög- 
lich, bei Geldstrafen und Geldbußen aber 
ausgeschlossen. Gnadenerweise setzen voraus, 
daß die Strafverfahren rechtskräftig abge- 
schlossen sind. Sie können also keinesfalls 
solchen Tätern helfen, die z. B. aus Furcht 
vor Verfolgung unter ge taucht sind oder gar 
die Rückkehr in ihre Heimat meiden. Denn 
gegen sie kann ein Verfahren nicht immer 
durchgeführt werden. In vielen Fällen wäre 
auch die Durchführung eines Verfahrens un- 
erwünscht. Insbesondere bei Wirtschafts- 
straftaten und Ordnungswidrigkeiten besteht 
unter gewissen Voraussetzungen sogar ein 
rechcspolitisches Interesse, von der Durchfüh- 
rung des Verfahrens abzusehen, da die Wirt- 
schaftsentwicklung, wie etwa bei dem Erwerb 
sog. Schwarzkohle in den Wintern 1950/51 
und 1951/52, über die Verhältnisse binweg- 
geschritten ist, die zu diesen Straftaten ge- 
führt haben. Insgesamt bieten somit die der 
Strafrechtspflege zu Gebote stehenden Mittel 
nicht die Möglichkeit, das Ziel einer Gesamt- 
bereinigung der Kriegs- und Nachkriegsver- 
hältnisse zu erreichen, wie sie der Entwurf 
an strebt. 
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